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infolge von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an den Arbeitsplätzen 

A. Zielsetzung 

Das Übereinkommen zielt darauf ab, in allen Wi rtschaftszweigen 
Arbeitnehmer, die am Arbeitsplatz schädlichen Einwirkungen durch 
Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen ausgesetzt sind, gegen 
damit verbundene Berufsgefahren wirksam zu schützen. Es enthält zu 
diesem Zweck u. a. Bestimmungen über die Festsetzung zulässiger 
Expositionswerte, Kontrollen der Arbeitsumgebung, Verhütungs- und 
Schutzmaßnahmen, persönliche Schutzmittel, ärztliche Überwachung, 
Aufklärung, Ausbildung und Information der Arbeitnehmer. 

B. Lösung 

Da sich das Übereinkommen auf Gegenstände der Bundesgesetz-
gebung bezieht, bedarf es gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes zur innerstaatlichen Umsetzung der Zustimmung der gesetz-
gebenden Körperschaften in Form eines Vertragsgesetzes. 

Die Verpflichtungen aus dem Übereinkommen werden in vollem 
Umfang übernommen. 

Hinsichtlich der Gefahrenart Luftverunreinigung entsprechen die ein-
schlägigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften den Bestimmungen 
des Übereinkommens. Entsprechendes gilt hinsichtlich der Gefahren-
art  Lärm. 

Bezüglich der Gefahrenart Vibrationen sind im Rahmen eines For-
schungsprojektes neue Erkenntnisse gewonnen worden. Die inner-
staatliche Umsetzung kann in absehbarer Zeit erfolgen, so daß auch 
hinsichtlich dieser Gefahrenart eine Ratifizierung schon jetzt möglich 
ist. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die Ausführung dieses Gesetzes entstehen unmi ttelbar keine 
Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (311) — 806 04 — In 47/92 Bonn, den 15. April 1992 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Übereinkommen Nr. 148 der Internationalen Arbeits-

organisation vom 20. Juni 1977 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen 
Berufsgefahren infolge von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an den 
Arbeitsplätzen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 641. Sitzung am 3. April 1992 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Übereinkommen Nr. 148 

der Internationalen Arbeitsorganisation vom 20. Juni 1977 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Berufsgefahren 

infolge von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an den Arbeitsplätzen 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Genf am 20. Juni 1977 von der Allgemeinen Konferenz der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation angenommenen Übereinkommen über den Schutz der 
Arbeitnehmer gegen Berufsgefahren infolge von Luftverunreinigung, Lärm und 
Vibrationen an den Arbeitsplätzen wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird 
nachstehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft . 
(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 18 Abs. 3 für die 

Bundesrepublik Deutschland in Kraft  tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt-
zugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 
Artikel 2 Abs. 1 des Übereinkommens ermöglicht eine gesonderte Übernahme 
der Verpflichtungen in bezug auf Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen. Die 
Bundesrepublik Deutschland übernimmt die im Übereinkommen vorgesehenen 
Verpflichtungen hinsichtlich aller Gefahrenarten. Hinsichtlich Luftverunreinigung 
entsprechen die innerstaatlichen Rechtsvorschriften den Bestimmungen des 
Übereinkommens. In bezug auf Lärm ist die notwendige Anpassung an den 
weiten Geltungsbereich des Übereinkommens durch die Umsetzung der Richt-
linie 86/188/EWG des Rates vom 12. Mai 1986 über den Schutz der Arbeitneh-
mer gegen Gefährdung durch Lärm am Arbeitsplatz (ABl. EG Nr. L 137 S. 28) 
erfolgt. 
Hinsichtlich der Vibrationen bestehen noch keine innerstaatlichen Regelungen. 
Allerdings werden in absehbarer Zeit innerstaatliche Normen verfügbar sein. 
Daher ist eine Ratifizierung des Übereinkommens auch bezüglich der Vibrationen 
schon jetzt möglich. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Übereinkommen das Verwaltungsverfahren von Lan-
desbehörden geregelt wird. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen nach seinem 
Artikel 18 Abs. 3 für die Bundesrepublik Deutschland in Kra ft  tritt, im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Hinsichtlich der Gefahrenart Luftverunreinigung werden durch die Ausführung 
dieses Gesetzes keine zusätzlichen Kosten entstehen, da die diesbezüglichen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften den Verpflichtungen aus dem Übereinkom-
men Rechnung tragen. Deshalb sind Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 
In bezug auf die Gefahrenart Lärm fallen unmi ttelbar durch dieses Gesetz keine 
Mehrkosten an, weil die bestehenden innerstaatlichen Regelungen die Verpflich-
tungen aus dem Übereinkommen bereits erfüllen. 
Hinsichtlich der Gefahrenart Vibrationen sind gewisse finanzielle Auswirkungen 
zu erwarten. 
Im gewerblichen Bereich ergibt sich dies insbesondere dadurch, daß Geräten, 
deren Vibration beim Betreiben einen bestimmten Wert überschreitet, Informatio-
nen über die Vibration beigegeben werden müssen. Die zur Ermittlung dieser 
Werte notwendigen Prüfungen erfordern einen gewissen Aufwand, der vom 
Hersteller auf den Verkaufspreis umgelegt werden könnte, wenn sich der Herstel-
ler nicht entschließt, ein vibrationsärmeres Gerät zu konstruieren, was in der 
Regel ebenfalls einen höheren Kostenaufwand — und damit Preisanstieg — 
bedeutet. Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau allgemein dürften sich 
hieraus aber allenfalls in geringem Ausmaß ergeben. 
Bund, Ländern und Gemeinden können, soweit sie entsprechende Geräte betrei-
ben, aus den gleichen Gründen bei der Anschaffung neuer Maschinen und 
Geräte zusätzliche Kosten entstehen. 
Die Höhe der finanziellen Auswirkungen ist zur Zeit noch nicht abschätzbar. 
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Übereinkommen Nr. 148 
Übereinkommen 

über den Schutz der Arbeitnehmer 
gegen Berufsgefahren infolge von Luftverunreinigung, 

Lärm und Vibrationen an den Arbeitsplätzen 

Convention No. 148 
Convention 

concerning the Protection of Workers 
Against Occupational Hazards in the Working Environment due 

to Air Pollution, Noise and Vibration 

Convention N° 148 
Convention 

concernant la protection des travailleurs 
contre les risques professionnels dus à la pollution de l'air, 

au. bruit et aux vibrations sur les lieux de travail 

The General Conference of the Interna-
tional Labour Organisation, 

Having been convened at Geneva by 
the Governing Body of the International 
Labour Office, and having met in its Sixty-
third Session on 1 June 1977, and 

Noting the terms of existing interna-
tional labour Conventions and Recom-
mendations which are relevant and, in 
particular, the Protection of Workers' 
Health Recommendation, 1953, the Oc-
cupational Health Services Recommen-
dation, 1959, the Radiation Protection 
Convention and Recommendation, 1960, 
the Guarding of Machinery Convention 
and Recommendation, 1963, the Employ-
ment Injury Benefits Convention, 1964, 
the Hygiene (Commerce and Offi ces Con-
vention and Recommendation, 1964, the 
Benzene Convention and Recommenda-
tion, 1971, and the Occupational Cancer 
Convention and Recommendation, 1974, 
and 

Having decided upon the adoption of 
certain proposals with regard to working 
environment: atmospheric pollution, 
noise and vibration, which is the fourth 
item on the agenda of the session, and 

Having determined that these propo-
sais shall take the form of an inte rnational 
Convention, 

adopts this twentieth day of June of the 
year one thousand nine hundred and 
seventy-seven the following Convention, 
which may be cited as the Working En-
vironment (Air Pollution, Noise and Vibra-
tion) Convention, 1977: 

La Conférence générale de l'Organisa-
tion internationale du Travail, 

Convoquée à Genève par le Conseil 
d'administration du Bureau international 
du Travail, et s'y étant réunie le ler  juin 
1977, en sa soixante-troisième session; 

Notant les conventions et recomman-
dations internationales pertinentes, et 
notamment la recommandation sur la pro-
tection de la santé des travailleurs, 1953; 
la recommandation sur les services de 
médecine du travail, 1959; la convention 
et la recommandation sur la protection 
contre les radiations, 1960; la convention 
et la recommandation sur la protection 
des machines, 1963; la convention sur les 
prestations en cas d'accidents du travail 
et de maladies professionnelles, 1964; la 
convention et la recommandation sur 
l'hygiène (commerce et bureaux), 1964; 
la convention et la recommandation sur le 
benzène, 1971, et la convention et la 
recommandation sur le cancer profes-
sionnel, 1974; 

Après avoir décidé d'adopter diverses 
propositions relatives au milieu de travail: 
pollution atmosphérique, bruit et vibra-
tions, question qui constitue le quatrième 
point à l'ordre du jour de la session; 

Après avoir décidé que ces proposi-
tions prendraient la forme d'une conven-
tion internationale, 

adopte, ce vingtième jour de juin mil 
neuf cent soixante-dix-sept, la conven-
tion ci-après, qui sera dénommée 
Convention sur le milieu de travail (pollu-
tion de l'air, bruit et vibrations), 1977: 

(Übersetzung) 
Die Allgemeine Konferenz der Interna-

tionalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internatio-
nalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen 
wurde und am 1. Juni 1977 zu ihrer drei

-

undsechzigsten Tagung zusammenge-
treten ist, 

verweist auf die Bestimmungen ein-
schlägiger internationaler Übereinkom-
men und Empfehlungen, insbesondere 
der Empfehlung betre ffend den Gesund-
heitsschutz der Arbeitnehmer, 1953, der 
Empfehlung betreffend die betriebsärztli-
chen Dienste, 1959, des Übereinkom-
mens und der Empfehlung über den 
Strahlenschutz, 1960, des Übereinkom-
mens und der Empfehlung über den Ma-
schinenschutz, 1963, des Übereinkom-
mens über Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten, 1964, des Über-
einkommens und der Empfehlung über 
den Gesundheitsschutz (Handel und Bü-
ros), 1964, des Übereinkommens und der 
Empfehlung über Benzol, 1971, und des 
Übereinkommens und der Empfehlung 
über Berufskrebs, 1974; 

hat beschlossen, verschiedene Anträ-
ge anzunehmen betreffend die Arbeits-
umwelt: Luftverunreinigung, Lärm und 
Vibrationen, eine Frage, die den vierten 
Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, 
und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die 
Form eines internationalen Übereinkom-
mens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 20. Juni 
1977, das folgende Übereinkommen an, 
das als Übereinkommen über die Arbeits-
umwelt (Luftverunreinigung, Lärm und 
Vibrationen), 1977, bezeichnet wird. 
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Part I 
Scope and Definitions 

Article 1 
1. This Convention applies to all 

branches of economic activity. 

2. A Member ratifying this Convention 
may, after consultation with the represen-
tative organisations of employers and 
workers concerned, where such exist, ex-
clude from the application of the Conven-
tion particular branches of economic ac-
tivity in respect of which special problems 
of a substantial nature arise. 

3. Each Member which ratifies this Con-
vention shall list in the first repo rt  on the 
application of the Convention submitted 
under article 22 of the Constitution of the 
International Labour Organisation any 
branches which may have been excluded 
in pursuance of paragraph 2 of this Ar-
ticle, giving the reasons for such exclu-
sion, and shall state in subsequent re-
ports the position of its law and practice in 
respect of the branches excluded, and the 
extent to which effect has been given or is 
proposed to be given to the Convention in 
respect of such branches. 

Article 2 
1. Each Member, after consultation with 

the representative organisations of em-
ployers and workers, where such exist, 
may accept the obligations of this Con-
vention separately in respect of- 

(a) air pollution; 
(b) noise; and 
(c) vibration. 

2. A Member which does not accept the 
obligations of the Convention in respect 
of one or more of the categories of haz-
ards shall specify this in its rati fi cation 
and shall give reasons in the first report 
on the application of the Convention sub-
mitted under a rticle 22 of the Constitution 
of the International Labour Organisation; 
it shall state in subsequent repo rts the 
position of its law and practice in respect 
of the category or categories of hazards 
excluded and the extent to which effect 
has been given or is proposed to be given 
to the Convention in respect of each such 
category of hazards. 

3. Each Member which has not on rati-
fication accepted the obligations of this 
Convention in respect of all the cat-
egories of hazards shall subsequently, 
when it is satisfied that conditions permit 

Partie I 
Champ d'application 

et définitions 

Article 1 
1. La présente convention s'applique à 

toutes les branches d'activité économi-
que. 

2. Un Membre qui ratifie la présente 
convention peut, après consultation des 
organisations représentatives des 
employeurs et des travailleurs intéres-
sées, s'il en existe, exclure de l'applica-
tion de la convention des branches parti-
culières d'activité économique lorsque 
cette application soulève des problèmes 
spécifiques revêtant une certaine impor-
tance. 
3.Tout Membre qui ratifie la convention 

devra, dans le premier rapport sur l'appli-
cation de celle-ci qu'il est tenu de présen-
ter en vertu de l'article 22 de la Constitu-
tion de l'Organisation internationale du 
Travail, indiquer, avec motifs à l'appui, les 
branches qui ont été l'objet d'une exclu-
sion en application du paragraphe 2 du 
présent article et exposer, dans les rap-
ports ultérieurs, l'état de sa législation et 
de sa pratique quant auxdites branches, 
en précisant dans quelle mesure il a été 
donné effet ou il est proposé de donner 
effet à la convention en ce qui concerne 
les branches en question. 

Article 2 

1. Tout Membre peut, après consulta-
tion des organisations représentatives 
des employeurs et des travailleurs, s'il en 
existe, accepter les obligations prévues 
par la présente convention séparément 
en ce qui concerne: 
a) la pollution de l'air, 
b) le bruit; 
c) les vibrations. 
2. Un Membre qui n'accepte pas les 

obligations prévues par la convention 
pour une ou plusieurs catégories de ris-
ques le précisera dans son instrument de 
ratification et en fournira les motifs dans 
le premier rapport sur l'application de la 
convention qu'il est tenu de présenter en 
vertu de l'article 22 de la Constitution de 
l'Organisation internationale du Travail. II 
devra exposer dans les rapports ulté-
rieurs l'état de sa législation et de sa pra-
tique quant aux catégories de risques qui 
sont l'objet d'une exclusion, en précisant 
dans quelle mesure il a été donné effet ou 
il est proposé de donner effet à la conven-
tion en ce qui concerne chaque catégorie 
de risques. 
3. Tout Membre qui n'a pas, lors de sa 

ratification, accepté les obligations pré-
vues par la présente convention pour tou-
tes les catégories de risques devra, par la 
suite, lorsqu'il estimera que les circons- 

Teil I 

Geltungsbereich und 
Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 
1. Dieses Übereinkommen gilt für alle 

Wirtschaftszweige. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Überein-
kommen ratifiziert, kann nach Anhörung 
der maßgebenden beteiligten Verbände 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, 
soweit solche bestehen, bestimmte Wirt-
schaftszweige, bei denen besondere Pro-
bleme von erheblicher Bedeutung entste-
hen, vom Geltungsbereich des Überein-
kommens ausschließen. 

3. Jedes Mitglied, das dieses Überein-
kommen ratifiziert, hat in seinem ersten 
Bericht, den es gemäß Artikel 22 der Ver-
fassung der Internationalen Arbeitsorga-
nisation über die Durchführung des Über-
einkommens vorzulegen hat, die Zweige 
anzugeben, die gegebenenfalls auf Grund 
von Absatz 2 dieses Artikels von der An-
wendung ausgeschlossen worden sind, 
unter Angabe der Gründe für deren Aus-
schluß, und in den folgenden Berichten 
den Stand seiner Gesetzgebung und Pra-
xis in bezug auf die ausgeschlossenen 
Zweige anzugeben und mitzuteilen, in 
welchem Umfang dem Übereinkommen in 
bezug auf diese Zweige entsprochen 
wurde oder entsprochen werden soll. 

Artikel 2 
1. Jedes Mitglied kann nach Anhörung 

der maßgebenden Verbände der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer, soweit sol-
che bestehen, die in diesem Übereinkom-
men vorgesehenen Verpflichtungen ge-
sondert übernehmen in bezug auf 
a) Luftverunreinigung; 
b) Lärm; 
c) Vibrationen. 
2. Ein Mitglied, das die in dem Überein-

kommen vorgesehenen Verpflichtungen 
für eine oder mehrere der Gefahrenarten 
nicht übernimmt, hat dies in seiner Ratifi-
kationsurkunde mitzuteilen und in seinem 
ersten Bericht, den es gemäß Artikel 22 
der Verfassung der Internationalen Ar-
beitsorganisation über die Durchführung 
des Übereinkommens vorzulegen hat, die 
Gründe hierfür anzugeben; in den folgen-
den Berichten hat es den Stand seiner 
Gesetzgebung und Praxis in bezug auf 
die ausgeschlossenen Gefahrenarten an-
zugeben und mitzuteilen, in welchem Um-
fang dem Übereinkommen in bezug auf 
jede dieser Gefahrenarten entsprochen 
wurde oder entsprochen werden soll. 
3. Jedes Mitglied, das bei der Ratifika-

tion die in diesem Übereinkommen vorge-
sehenen Verpflichtungen nicht für alle 
Gefahrenarten übernommen hat, hat dem 
Generaldirektor des Internationalen Ar- 
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this, notify the Director-General of the 
International Labour Office that it accepts 
the obligations of the Convention in 
respect of a category or categories previ-
ously excluded. 

Article 3 

For the purpose of this Convention- 
(a) the term "air pollution" covers all air 

contaminated by substances, what-
ever their physical state, which are 
harmful to health or otherwise dan-
gerous; 

(b) the term "noise" covers all sound 
which can result in hearing impair-
ment or be harmful to health or other-
wise dangerous; 

(c) the term "vibration" covers any vibra-
tion which is transmitted to the hu-
man body through solid structures 
and is harmful to health or otherwise 
dangerous. 

Part II 
General Provisions 

Article 4 
1. National laws or regulations shall 

prescribe that measures be taken for the 
prevention and control of, and p rotection 
against, occupational hazards in the 
working environment due to air pollution, 
noise and vibration. 

2. Provisions concerning the practical 
implementation of the measures so pre-
scribed may be adopted through techni-
cal standards, codes of practice and other 
appropriate methods. 

Article 5 
1. In giving effect to the provisions of 

this Convention, the competent authority 
shall act in consultation with the most 
representative organisations of em-
ployers and workers concerned. 

2. Representatives of employers and 
workers shall be associated with the 
elaboration of provisions concerning the 
practical implementation of the measures 
prescribed in pursuance of A rticle 4. 

3. Provision shall be made for as close 
a collaboration as possible at all levels 
between employers and workers in the 
application of the measures prescribed in 
pursuance of this Convention. 

4. Representatives of the employer and 
representatives of the workers of the 
undertaking shall have the opportunity to 

tances le permettent, informer le Direc-
teur général du Bureau international du 
Travail qu'il accepte les obligations pré-
vues par la convention à l'égard d'une ou 
plusieurs des catégories précédemment 
exclues de son acceptation. 

Article 3 
Aux fins de la présente convention: 

a) l'expression «pollution de l'air» vise 
tout air contaminé par des substances 
qui sont nocives pour la santé ou dan-
gereuses à d'autres égards, quel que 
soit leur état physique; 

b) le terme «bruit» vise tout son qui peut 
entraîner une perte d'audition ou être 
nocif pour la santé ou dangereux à 
d'autres égards; 

c) le terme «vibrations» vise toutes vibra-
tions transmises au corps humain par 
des structures solides et qui sont 
nocives pour la santé ou dangereuses 

à d'autres égards. 

Partie II 
Dispositions générales 

Article 4 

1. La législation nationale devra pres-
crire que des mesures seront prises sur 
les lieux de travail pour prévenir les ris-
ques professionnels dus à la pollution de 
l'air, au bruit et aux vibrations, les limiter 
et protéger les travailleurs contre ces ris-
ques. 

2. Les modalités d'application des 
mesures prescrites pourront être adop-
tées par voie de normes techniques, de 
recueils de directives pratiques ou par 
d'autres voies appropriées. 

Article 5 

1. En donnant effet aux dispositions de 
la présente convention, l'autorité compé-
tente devra agir en consultation avec les 
organisations les plus représentatives 
des employeurs et des travailleurs inté-
ressées. 
2. Des représentants des employeurs 

et des travailleurs seront associés à l'éla-
boration des modalités d'application des 
mesures prescrites en vertu de l'article 4. 

3. Une collaboration aussi étroite que 
possible devra être instituée à tous les 
niveaux entre employeurs et travailleurs 
pour l'application des mesures prescrites 
en vertu de la présente convention. 

4. Des représentants de l'employeur et 
des travailleurs de l'entreprise devront 
avoir la possibilité d'accompagner les 

beitsamtes zu einem späteren Zeitpunkt, 
wenn es die Umstände seines Erachtens 
erlauben, mitzuteilen, daß es die in dem 
Übereinkommen vorgesehenen Ver-
pflichtungen in bezug auf eine oder meh-
rere der ursprünglich ausgeschlossenen 
Gefahrenarten übernimmt. 

Artikel 3 
Im Sinne dieses Übereinkommens 

a) bezieht sich der Ausdruck „Luftverun-
reinigung" auf jede Luftverschmut-
zung durch gesundheitsschädliche 
oder anderweitig gefährliche Stoffe, 
unabhängig von ihrem Aggregatzu-
stand; 

b) bezieht sich der Ausdruck „Lärm" auf 
jeden Schall, der zu einer Beeinträch-
tigung des Hörvermögens führen oder 
gesundheitsschädlich oder anderwei-
tig gefährlich sein kann; 

c) bezieht sich der Ausdruck „Vibratio-
nen" auf alle mechanischen Schwin-
gungen, die durch feste Körper auf 
den menschlichen Körper übertragen 
werden und gesundheitsschädlich 
oder anderweitig gefährlich sind. 

Teil II  
Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 4 

1. Durch die innerstaatliche Gesetzge-
bung ist vorzuschreiben, daß Maßnahmen 
zur Verhütung und Bekämpfung von Be-
rufsgefahren infolge von Luftverunreini-
gung, Lärm und Vibrationen an den Ar-
beitsplätzen sowie zum Schutz der Ar-
beitnehmer gegen diese Gefahren zu er-
greifen sind. 
2. Die Durchführung der vorgeschriebe-

nen Maßnahmen kann durch Erlaß techni-
scher Normen, Sammlungen praktischer 
Richtlinien oder in anderer geeigneter 
Form erfolgen. 

Artikel 5 

1. Bei der Durchführung der Bestim-
mungen dieses Übereinkommens hat die 
zuständige Stelle in Beratung mit den 
maßgebenden beteiligten Verbänden der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer vorzu-
gehen. 
2. Vertreter der Arbeitgeber und der Ar-

beitnehmer sind an der Ausarbeitung der 
Bestimmungen zur Durchführung der auf 
Grund von Artikel 4 vorgeschriebenen 
Maßnahmen zu beteiligen. 
3. Bei der Durchführung der auf Grund 

dieses Übereinkommens vorgeschriebe-
nen Maßnahmen ist eine möglichst enge 
Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern auf allen Ebenen vor-
zusehen. 
4. Vertreter des Arbeitgebers und der 

Arbeitnehmer des Betriebes müssen die 
Möglichkeit haben, die Aufsichtsbeamten 
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accompany inspectors supervising the 
application of the measures prescribed in 
pursuance of this Convention, unless the 
inspectors consider, in the light of the 
general instructions of the competent 
authority, that this may be prejudicial to 
the performance of their duties. 

Article 6 
1.Employers shall be made responsible 

for compliance with the prescribed 
measures. 
2. Whenever two or more employers 

undertake activities simultaneously at 
one workplace, they shall have the duty to 
collaborate in order to comply with the 
prescribed measures, without prejudice 
to the responsibility of each employer for 
the health and safety of his employees. In 
appropriate circumstances, the compe-
tent authority shall prescribe general pro-
cedures for this collaboration. 

Article 7 
1. Workers shall be required to comply 

with safety procedures relating to the pre-
vention and control of, and protection 
against, occupational hazards due to air 
pollution, noise and vibration in the work-
ing environment. 

2. Workers or their representatives 
shall have the right to present proposals, 
to obtain information and training and to 
appeal to appropriate bodies so as to en-
sure protection against occupational haz-
ards due to air pollution, noise and vibra-
tion in the working environment. 

Part III 
Preventive and Protective Measures 

Article 8 
1.The competent authority shall estab-

lish criteria for determining the hazards of 
exposure to air pollution, noise and vibra-
tion in the working environment and, 
where appropriate, shall specify exposure 
limits on the basis of these criteria. 

2. In the elaboration of the criteria and 
the determination of the exposure limits 
the competent authority shall take into 
account the opinion of technically com

-

petent persons designated by the most 
representative organisations of em-
ployers and workers concerned. 

3. The criteria and exposure limits shall 
be established, supplemented and re-
vised regularly in the light of current 
national and international knowledge and 
data, taking into account as far as poss- 

inspecteurs lorsqu'ils contrôlent l'appli-
cation des mesures prescrites en vertu de 
la présente convention, à moins que 
ceux-ci n'estiment, à la lumière des direc-
tives générales de l'autorité compétente, 
que cela risque de porter préjudice à l'effi-
cacité de leur contrôle. 

Article 6 
1. Les employeurs seront tenus pour 

responsables de l'application des mesu-
res prescrites. 
2. Chaque fois que plusieurs 

employeurs se livreront simultanément à 
des activités sur un même lieu de travail, 
ils auront le devoir de collaborer en vue 
d'appliquer les mesures prescrites, sans 
préjudice de la responsabilité de chaque 
employeur à l'égard de la santé et de la 
sécurité des travailleurs qu'il emploie. 
Dans les cas appropriés, l'autorité com-
pétente prescrira les procédures généra-
les selon lesquelles cette collaboration 
doit avoir lieu. 

Article 7 

1. Les travailleurs seront tenus de res-
pecter les consignes de sécurité desti-
nées à prévenir les risques profession-
nels dus à la pollution de l'air, au bruit et 
aux vibrations sur les lieux de travail, à le 
limiter et à assurer la protection contre 
ces risques. 

2. Les travailleurs ou leurs représen-
tants auront le droit de présenter des pro-
positions, d'obtenir des informations et 
une formation et de recourir à l'instance 
appropriée pour assurer la protection 
contre les risques professionnels dus à la 
pollution de l'air, au bruit et aux vibrations 
sur les lieux de travail. 

Partie III 
Mesures de prévention 

et de protection 

Article 8 

1. L'autorité compétente devra fixer les 
critères permettant de définir les risques 
d'exposition à la pollution de l'air, au bruit 
et aux vibrations sur les lieux de travail et, 
le cas échéant, devra préciser, sur la base 
de ces critères, les limites d'exposition. 

2. Lors de l'élaboration des critères et 
de la détermination des limites d'exposi-
tion, l'autorité compétente devra prendre 
en considération l'avis de personnes qua-
lifiées du point de vue technique, dé-
signées par les organisations les plus 
représentatives des employeurs et des 
travailleurs intéressées. 
3. Les critères et les limites d'exposi-

tion devront être fixés, complétés et révi-
sés à des intervalles réguliers, à la 
lumière des connaissances et des don-
nées nouvelles nationales et internatio- 

bei der Überwachung der Anwendung der 
auf Grund dieses Übereinkommens vor-
geschriebenen Maßnahmen zu begleiten, 
es sei denn, die Aufsichtsbeamten sind im 
Hinblick auf die allgemeinen Weisungen 
der zuständigen Stelle der Ansicht, daß 
dadurch die Wirksamkeit der Kontrolle 
beeinträchtigt werden könnte. 

Artikel 6 
1. Die Arbeitgeber sind für die Einhal-

tung der vorgeschriebenen Maßnahmen 
verantwortlich zu machen. 
2. Wenn mehrere Arbeitgeber gleich-

zeitig an der gleichen Arbeitsstätte Arbei-
ten ausführen, sind sie verpflichtet, zum 
Zwecke der Durchführung der vorge-
schriebenen Maßnahmen zusammenzu-
arbeiten, unbeschadet der Verantwor-
tung des einzelnen Arbeitgebers für die 
Gesundheit und die Sicherheit seiner Ar-
beitnehmer. In geeigneten Fällen hat die 
zuständige Stelle allgemeine Verfahren 
für diese Zusammenarbeit vorzuschrei-
ben. 

Artikel 7 

1.Die Arbeitnehmer sind dazu anzuhal-
ten, die Sicherheitsvorschriften zu beach-
ten, die zur Verhütung und Bekämpfung 
von Berufsgefahren infolge von Luftver-
unreinigung, Lärm und Vibrationen an den 
Arbeitsplätzen sowie zum Schutz gegen 
diese Gefahren erlassen worden sind. 

2. Den Arbeitnehmern oder ihren Ver-
tretern ist das Recht einzuräumen, Vor-
schläge zu unterbreiten, Auskünfte und 
eine Ausbildung zu erhalten und sich an 
geeignete Stellen zu wenden, damit der 
Schutz gegen Berufsgefahren infolge von 
Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen 
an den Arbeitsplätzen gewährleistet ist. 

Teil III 
Verhütungs- 

 

und Schutzmaßnahmen 

Artikel 8 
1.Die zuständige Stelle hat Kriterien für 

die Bestimmung der Gefahren aufzustel-
len, denen Personen durch Luftverunrei-
nigung, Lärm und Vibrationen an den Ar-
beitsplätzen ausgesetzt sind, und gege-
benenfalls an Hand dieser Kriterien Expo-
sitionsgrenzwerte festzusetzen. 
2. Bei der Ausarbeitung der Kriterien 

und der Bestimmung der Expositions-
grenzwerte hat die zuständige Stelle die 
Gutachten von Sachverständigen zu be-
achten, die von den maßgebenden betei-
ligten Verbänden der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer benannt werden. 

3. Die Kriterien und Expositionsgrenz-
werte sind unter Berücksichtigung der 
neuesten nationalen und internationalen 
Erkenntnisse und Daten festzusetzen, zu 
ergänzen und in regelmäßigen Abständen 
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ible any increase in occupational hazards 
resulting from simultaneous exposure to 
several harmful factors at the workplace. 

Article 9 
As far as possible, the working environ-

ment shall be kept free from any hazard 
due to air pollution, noise or vibration- 

(a) by technical measures applied to new 
plant or processes in design or instal-
lation, or added to existing plant or 
processes; or, where this is not poss-
ible, 

(b) by supplementary organisational 
measures. 

Article 10 
Where the measures taken in pursu-

ance of Article 9 do not bring air pollution, 
noise and vibration in the working en-
vironment within the limits specified in 
pursuance of Article 8, the employer shall 
provide and maintain 'suitable personal 
protective equipment. The employer shall 
not require a worker to work without the 
personal protective equipment provided 
in pursuance of this Article. 

Article 11 
1.There shall be supervision at suitable 

intervals, on conditions and in circum-
stances determined by the competent 
authority, of the health of workers ex-
posed or liable to be exposed to occupa-
tional hazards due to air pollution, noise 
or vibration in the working environment. 
Such supervision shall include a pre-as-
signment medical examination and peri-
odical examinations, as determined by 
the competent authority. 

2. The supervision provided for in para-
graph 1 of this Article shall be free of cost 
to the worker concerned. 

3.Where continued assignment to work 
involving exposure to air pollution, noise 
or vibration is found to be medically inad-
visable, every effort  shall be made, con-
sistent with national practice and condi-
tions, to provide the worker concerned 
with suitable alternative employment or to 
maintain his income through social se-
curity measures or otherwise. 

4. In implementing this Convention, the 
rights of workers under social security or 

nales en tenant compte, dans la mesure 
du possible, de toute augmentation des 
risques professionnels résultant de 
l'exposition simultanée à plusieurs fac-
teurs nocifs sur le lieu de travail. 

Article 9 
Dans la mesure du possible, tout risque 

dû à la pollution de l'air, au bruit et aux 
vibrations devra être éliminé sur les lieux 
de travail: 

a) par des mesures techniques appli-
quées aux nouvelles installations ou 
aux nouveaux procédés lors de leur 
conception ou de leur mise en place, 
ou par des adjonctions techniques 
apportées aux installations ou procé-
dés existants ou, lorsque cela n'est 
pas possible, 

b) par des mesures complémentaires 
d'organisation du travail. 

Article 10 
Lorsque les mesures prises en vertu de 

l'article 9 ne réduisent pas la pollution de 
l'air, le bruit et les vibrations sur les lieux 
de travail aux limites spécifiées en vertu 
de l'article 8, l'employeur devra fournir et 
entretenir l'équipement de protection 
individuelle approprié. L'employeur ne 
devra pas obliger un travailleur à travailler 
sans l'équipement de protection indivi-
duelle fourni en vertu du présent article. 

Article 11 

1.L'état de santé des travailleurs expo-
sés ou susceptibles d'être exposés aux 
risques professionnels dus à la pollution 
de l'air, au bruit ou aux vibrations sur les 
lieux de travail devra être soumis à une 
surveillance, à des intervalles appropriés, 
dans les circonstances et conformément 
aux modalités fixées par l'autorité com-
pétente. Cette surveillance devra com-
porter un examen médical préalable à 
l'affectation et des examens périodiques, 
dans des conditions déterminées par 
l'autorité compétente. 
2. La surveillance prévue au para-

graphe 1 du présent article ne devra 
entraîner aucune dépense pour le travail-
leur intéressé. 
3. Lorsque le maintien d'un travailleur à 

un poste qui implique l'exposition à la pol-
lution de l'air, au bruit et aux vibrations est 
déconseillé pour des raisons médicales, 
tous les moyens devront être mis en 
oeuvre, conformément à la pratique et aux 
conditions nationales, pour le muter à un 
autre emploi convenable ou pour lui assu-
rer le maintien de son revenu par des 
prestations de sécurité sociale ou par 
toute autre méthode. 

4. Les mesures prises pour donner effet 
à la présente convention ne devront pas 

zu überprüfen, wobei so weit wie möglich 
jeder Erhöhung der Berufsgefahren Rech-
nung zu tragen ist, die sich aus der gleich-
zeitigen Einwirkung mehrerer schädlicher 
Faktoren am Arbeitsplatz ergibt. 

Artikel 9 
Die Arbeitsplätze sind von Gefahren in-

folge von Luftverunreinigung, Lärm oder 
Vibrationen soweit möglich freizuhalten 

a) durch technische Maßnahmen, die bei 
neuen Anlagen oder Verfahren bei der 
Planung oder bei der Einrichtung und 
bei vorhandenen Anlagen oder Ver-
fahren nachträglich angewendet wer-
den, oder, falls dies nicht möglich ist, 

b) durch ergänzende organisatorische 
Maßnahmen. 

Artikel 10 
Lassen sich Luftverunreinigung, Lärm 

und Vibrationen durch die gemäß Artikel 9 
getroffenen Maßnahmen nicht auf die ge-
mäß Artikel 8 festgesetzten Grenzwerte 
verringern, so hat der Arbeitgeber eine 
geeignete persönliche Schutzausrüstung 
zur Verfügung zu stellen und instand zu 
halten. Der Arbeitgeber darf von keinem 
Arbeitnehmer verlangen, ohne die gemäß 
diesem Artikel zur Verfügung zu stellende 
persönliche Schutzausrüstung zu arbei-
ten. 

Artikel 11 

1. Der Gesundheitszustand der Arbeit-
nehmer, die Berufsgefahren infolge von 
Luftverunreinigung, Lärm oder Vibratio-
nen an den Arbeitsplätzen ausgesetzt 
sind oder voraussichtlich ausgesetzt sein 
werden, ist in geeigneten Zeitabständen 
unter den von der zuständigen Stelle be-
stimmten Voraussetzungen und Umstän-
den zu überwachen. Diese Überwachung 
hat eine ärztliche Untersuchung vor Auf-
nahme der betreffenden Arbeit und regel-
mäßige Untersuchungen, wie von der zu-
ständigen Stelle bestimmt, zu umfassen. 

2. Die in Absatz 1 dieses Artikels vorge-
sehene Überwachung darf für die betrof-
fenen Abeitnehmer nicht mit Kosten ver-
bunden sein. 

3. Erscheint die weitere Beschäftigung 
eines Arbeitnehmers mit einer Arbeit, die 
mit der Einwirkung von Luftverunreini-
gung, Lärm und Vibrationen verbunden 
ist, aus medizinischen Gründen nicht rat-
sam, so sind alle im Einklang mit den in-
nerstaatlichen Verhältnissen und Gepflo-
genheiten stehenden Maßnahmen zu 
treffen, um dem betroffenen Arbeitnehmer 
eine andere geeignete Beschäftigung zu-
zuweisen oder sein Einkommen durch 
Leistungen der Sozialen Sicherheit oder 
auf sonstige Weise sicherzustellen. 

4. Bei der Durchführung dieses Über-
einkommens dürfen die Rechte der Ar- 
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social insurance legislation shall not be 
adversely affected. 

Article 12 
The use of processes, substances, ma-

chinery and equipment, to be specified by 
the competent authority, which involve 
exposure of workers to occupational haz-
ards in the working environment due to air 
pollution, noise or vibration, shall be no-
tified to the competent authority and the 
competent authority, as appropriate, may 
authorise the use on prescribed condi-
tions or prohibit it. 

Article 13 
All persons concerned shall be ad-

equately and suitably- 
(a) informed of potential occupational 

hazards in the working environment 
due to air pollution, noise and vibra-
tion; and 

(b) instructed in the measures available 
for the prevention and control of, and 
protection against, those hazards. 

Article 14 
Measures taking account of national 

conditions and resources shall be taken 
to promote research in the field of preven-
tion and control of hazards in the working 
environment due to air pollution, noise 
and vibration. 

Part IV 
Measures of Application 

Article 15 

On conditions and in circumstances de-
termined by the competent authority, the 
employer shall be required to appoint a 
competent person, or use a competent 
outside service or service common to 
several undertakings, to deal with matters 
pertaining to the prevention and control of 
air pollution, noise and vibration in the 
working environment. 

Article 16 
Each Member shall- 

(a) by laws or regulations or any other 
method consistent with national 
practice and conditions take such 
steps, including the provision of 
appropriate penalties, as may be 
necessary to give effect to the 
provisions of this Convention; 

affecter défavorablement les droits des 
travailleurs au titre de la législation sur la 
sécurité sociale ou l'assurance sociale. 

Article 12 

L'utilisation de procédés, substances, 
machines ou matériels - spécifiés par 
l'autorité compétente - entraînant l'expo-
sition de travailleurs aux risques profes-
sionnels dus à la pollution de l'air, au bruit 
et aux vibrations sur les lieux de travail 
devra être notifiée à l'autorité compétente 
et cette autorité pourra, le cas échéant, 
l'autoriser selon des modalités détermi-
nées ou l'interdire. 

Article 13 
Toutes les personnes intéressées: 

a) devront être informées de manière 
adéquate et appropriée des risques 
professionnels susceptibles de se 
présenter sur les lieux de travail du fait 
de la pollution de l'air, du bruit et des 
vibrations; 

b) devront également avoir reçu des ins-
tructions adéquates et appropriées, 
quant aux moyens disponibles pour 
prévenir ces risques, les limiter et pro-
téger les travailleurs contre ces ris-
ques. 

Article 14 

Des mesures, tenant compte des 
conditions et des ressources nationales, 
devront être prises pour promouvoir la 
recherche dans le domaine de la préven-
tion et de la limitation des risques dus à la 
pollution de l'air, au bruit et aux vibrations 
sur les lieux de travail. 

Partie IV 
Mesures d'application 

Article 15 
Selon les modalités et dans les cir-

constances fixées par l'autorité compé-
tente, l'employeur devra être tenu de dé-
signer une personne compétente, ou 
avoir recours à un service compétent 
extérieur ou commun à plusieurs entrepri-
ses, pour s'occuper des questions de pré-
vention et de limitation de la pollution de 
l'air, du bruit et des vibrations sur les lieux 
de travail. 

Article 16 
Chaque Membre devra: 

a) prendre, par voie de législation ou par 
toute autre méthode conforme à la 
pratique et aux conditions nationales, 
les mesures nécessaires, y compris 
l'adoption de sanctions appropriées, 
pour donner effet aux dispositions de 
la convention; 

beitnehmer auf Grund der innerstaatli-
chen Gesetzgebung auf dem Gebiet der 
Sozialen Sicherheit oder der Sozialversi-
cherung nicht beeinträchtigt werden. 

Artikel 12 
Die Verwendung gewisser, von der zu-

ständigen Stelle zu bestimmender Ver-
fahren, Stoffe, Maschinen und Ausrüstun-
gen, die eine berufsbedingte Gefährdung 
der Arbeitnehmer durch Luftverunreini-
gung, Lärm oder Vibrationen an den Ar-
beitsplätzen mit sich bringen, ist der zu-
ständigen Stelle anzuzeigen; diese kann 
gegebenenfalls die Verwendung unter 
vorgeschriebenen Bedingungen geneh-
migen oder sie verbieten. 

Artikel 13 
Alle beteiligten Personen sind in ange-

messener und geeigneter Weise 
a) über die Berufsgefahren aufzuklären, 

die durch Luftverunreinigung, Lärm 
und Vibrationen an den Arbeitsplätzen 
auftreten können; 

b) über die Mittel zu belehren, die zur 
Verhütung und Bekämpfung dieser 
Gefahren sowie zum Schutz der Ar-
beitnehmer gegen diese Gefahren zur 
Verfügung stehen. 

Artikel 14 
Unter Berücksichtigung der innerstaat-

lichen Verhältnisse und Mittel sind Maß-
nahmen zur Förderung der Forschung auf 
dem Gebiet der Verhütung und Bekämp-
fung der Gefahren infolge von Luftverun-
reinigung, Lärm und Vibrationen an den 
Arbeitsplätzen zu treffen. 

Tell IV 
Durchführungsmaßnahmen 

Artikel 15 
Unter den von der zuständigen Stelle 

bestimmten Voraussetzungen und Um-
ständen ist der Arbeitgeber verpflichtet, 
einen Sachverständigen zu bestimmen 
oder einen geeigneten betriebsfremden 
Dienst oder einen mehreren Betrieben 
gemeinsamen Dienst heranzuziehen, der 
sich mit Fragen der Verhütung und Be-
kämpfung von Luftverunreinigung, Lärm 
und Vibrationen an den Arbeitsplätzen zu 
befassen hat. 

Artikel 16 
Jedes Mitglied hat 

a) durch die Gesetzgebung oder andere 
den innerstaatlichen Gepflogenheiten 
und Verhältnissen entsprechende 
Methoden die zur Durchführung der 
Bestimmungen. dieses Übereinkom-
mens erforderlichen Maßnahmen, ein-
schließlich geeigneter Zwangsmaß-
nahmen, zu treffen; 
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(b) provide appropriate inspection ser-
vices for the purpose of supervising 
the application of the provisions of 
this Convention, or satisfy itself that 
appropriate inspection is carried out. 

Part V 
Final Provisions 

Article 17 

The formal rati fications of this Conven-
tion shall be communicated to the Direc-
tor-General of the Inte rnational Labour 
Office for registration. 

Article 18 
1. This Convention shall be binding only 

upon those Members of the International 
Labour Organisation whose ratifications 
have been registered with the Director

-

General. 

2.It shall come into force twelve months 
after the date on which the rati fications of 
two Members have been registered with 
the Director-General. 

3. Thereafter, this Convention shall 
come into force for any Member twelve 
months after the date on which its ratifica-
tion has been registered. 

Article 19 
1. A Member which has ratified this 

Convention may denounce it, in whole or 
in respect of one or more of the categories 
of hazards referred to in Article 2 thereof, 
after the expiration of ten years from the 
date on which the Convention first comes 
into force, by an act communicated to the 
Director-General of the International La-
bour Office for registration. Such de-
nunciation shall not take effect until one 
year after the date on which it is regis-
tered. 

2. Each Member which has ratified this 
Convention and which does not, within 
the year following the expiration of the 
period of ten years mentioned in the pre-
ceding paragraph, exercise the right of 
denunciation provided for in this A rticle, 
will be bound for another period of ten 
years and, thereafter, may denounce this 
Convention at the expiration of each 
period of ten years under the terms 
provided for in this A rticle. 

Article 20 
1. The Director-General of the Interna-

tional Labour  Office  shall notify all mem-
bers of the International Labour Organi-
sation of the registration of all rati fica-
tions and denunciations communicated to 
him by the Members of the Organisation. 

2. When notifying the Members of the 
Organisation of the registration of the 
second rati fication communicated to him, 

b) charger des services d'inspection 
appropriés du contrôle de l'application 
des dispositions de la convention ou 
vérifier qu'une inspection adéquate 
est assurée. 

Partie V 
Dispositions finales 

Article 17 

Les ratifications formelles de la pré-
sente convention seront communiquées 
au Directeur général du Bureau interna-
tional du Travail et par lui enregistrées. 

Article 18 

1. La présente convention ne liera que 
les Membres de l'Organisation internatio-
nale du Travail dont la ratification aura été 
enregistrée par le Directeur général. 

2. Elle entrera en vigueur douze mois 
après que les ratifications de deux Mem-
bres auront été enregistrées par le Direc-
teur général. 
3. Par la suite, cette convention entrera 

en vigueur pour chaque Membre douze 
mois après la date où sa ratification aura 
été enregistrée. 

Article 19 

1.Tout Membre ayant ratifié la présente 
convention peut, à l'expiration d'une 
période de dix années après la date de la 
mise en vigueur initiale de la convention, 
dénoncer la convention dans son ensem-
ble ou à l'égard de l'une ou plusieurs des 
catégories de risques visées à l'article 2 
ci-dessus, par un acte communiqué au 
Directeur général du Bureau international 
du Travail et par lui enregistré. La dénon-
ciation ne prendra effet qu'une année 
après avoir été enregistrée. 
2.Tout Membre ayant ratifié la présente 

convention qui, dans le délai d'une année 
après l'expiration de la période de dix 
années mentionnée au paragraphe pré-
cédent, ne fera pas usage de la faculté de 
dénonciation prévue par le présent article 
sera lié pour une nouvelle période de dix 
années et, par la suite, pourra dénoncer la 
présente convention à l'expiration de 
chaque période de dix années dans les 
conditions prévues au présent article. 

Article 20 
1.Le Directeur général du Bureau inter-

national du Travail notifiera à tous les 
Membres de l'Organisation internationale 
du Travail l'enregistrement de toutes les 
ratifications et dénonciations qui lui 
seront communiquées par les Membres 
de l'Organisation. 
2. En notifiant aux Membres de l'Orga-

nisation l'enregistrement de la deuxième 
ratification qui lui aura été communiquée, 

b) geeignete Aufsichtsdienste mit der 
Überwachung der Durchführung der 
Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens zu beauftragen oder sich zu ver-
gewissern, daß eine angemessene 
Aufsicht ausgeübt wird. 

Teil V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 17 
Die förmlichen Ratifikationen dieses 

Übereinkommens sind dem Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 18 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur 
diejenigen Mitglieder der Internationalen 
Arbeitsorganisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor eingetragen 
ist. 

2. Es tritt in Kraft  zwölf Monate, nachdem 
die Ratifikationen zweier Mitglieder durch 
den Generaldirektor eingetragen worden 
sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkom-
men für jedes Mitglied zwölf Monate nach 
der Eintragung seiner Ratifikation in Kraft . 

Artikel 19 

1. Jedes Mitglied, das dieses Überein-
kommen ratifiziert hat, kann nach Ablauf 
von zehn Jahren, gerechnet von dem Tag, 
an dem es zum erstenmal in Kraft getre-
ten ist, das Übereinkommen in seiner Ge-
samtheit oder in bezug auf eine oder meh-
rere der in Artikel 2 erwähnten Gefahren-
arten durch Anzeige an den Generaldi-
rektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem 
eingetragen. Ihre Wirkung tritt erst ein 
Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Überein-
kommen ratifiziert hat und innerhalb eines 
Jahres nach Ablauf des im vorigen Absatz 
genannten Zeitraumes von zehn Jahren 
von dem in diesem Artikel vorgesehenen 
Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
macht, bleibt für einen weiteren Zeitraum 
von zehn Jahren gebunden. In der Folge 
kann es dièses Übereinkommen jeweils 
nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels 
kündigen. 

Artikel 20 
1. Der Generaldirektor des Internatio-

nalen Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
Kenntnis von der Eintragung aller Ratifi-
kationen und Kündigungen, die ihm von 
den Mitgliedern der Organisation mitge-
teilt werden. 
2. Der Generaldirektor wird die Mitglie-

der der Organisation, wenn er ihnen von 
der Eintragung der zweiten Ratifikation, 
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the Director-General shall draw the atten-
tion of the Members of the Organisation to 
the date upon which the Convention will 
come into force. 

Article 21 
The Director-General of the Interna-

tional Labour Office shall communicate to 
the Secretary-General of the United Na-
tions for registration in accordance with 
Article 102 of the Charter of the United 
Nations full particulars of all ratifications 
and acts of denunciation registered by 
him in accordance with the provisions of 
the preceding Articles. 

Article 22 
At such times as it may consider 

necessary the Governing Body of the In-
ternational Labour Office shall present to 
the General Conference a report  on the 
working of this Convention and shall ex-
amine the desirability of placing on the 
agenda of the Conference the question of 
its revision in whole or in pa rt . 

Article 23 

1. Should the Conference adopt a new 
Convention revising this Convention in 
whole or in part, then, unless the new 
Convention otherwise provides- 

(a) the rati fication by a Member of the 
new revising Convention shall ipso 
jure involve the immediate denunci-
ation of this Convention, notwith-
standing the provisions of A rticle 19 
above, if and when the new revising 
Convention shall have come into 
force; 

(b) as from the date when the new re-
vising Convention comes into force 
this Convention shall cease to be op-
en to ratification by the Members. 

2. This Convention shall in any case re-
main in force in its actual form and content 
for those Members which have ratified it 
but have not ratified the revising Conven-
tion. 

Article 24 
The English and French versions of the 

text of this Convention are equally auth-
oritative. 

le Directeur général appellera l'attention 
des Membres de l'Organisation sur la 
date à laquelle la présente convention 
entrera en vigueur. 

Article 21 
Le Directeur général du Bureau interna-

tional du Travail communiquera au Secré-
taire général des Nations Unies, aux fins 
d'enregistrement, conformément à l'arti-
cle 102 de la Charte des Nations Unies, 
des renseignements complets au sujet de 
toutes ratifications et de tous actes de 
dénonciation qu'il aura enregistrés 
conformément aux articles précédents. 

Article 22 
Chaque fois qu'il le jugera nécessaire, 

le Conseil d'administration du Bureau 
international du Travail présentera à la 
Conférence générale un rapport sur 
l'application de la présente convention et 
examinera s'il y a lieu d'inscrire à l'ordre 
du jour de la Conférence la question de sa 
révision totale ou partielle. 

Article 23 
1. Au cas ou la Conférence adopterait 

une nouvelle convention portant révision 
totale ou partielle de la présente conven-
tion, et à moins que la nouvelle conven-
tion ne dispose autrement: 

a) la ratification par un Membre de la 
nouvelle convention portant révision 
entraînerait de plein droit, nonobstant 
l'article 19 ci-dessus, dénonciation 
immédiate de la présente convention, 
sous réserve que la nouvelle conven-
tion portant révision soit entrée en 
vigueur; 

b) à partir de la date de l'entrée en 
vigueur de la nouvelle convention por-
tant révision, la présente convention 
cesserait d'être ouverte à la ratifica-
tion des Membres. 
2. La présente convention demeurerait 

en tout cas en vigueur dans sa forme et 
teneur pour les Membres qui l'auraient 
ratifiée et qui ne ratifieraient pas la 
convention portant révision. 

Article 24 
Les versions française et anglaise du 

texte de la présente convention font éga-
lement foi. 

die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf 
den Zeitpunkt aufmerksam machen, in 
dem dieses Übereinkommen in Kra ft  tritt. 

Artikel 21 
Der Generaldirektor des Internationa-

len Arbeitsamtes übermittelt dem Gene-
ralsekretär der Vereinten Nationen 
zwecks Eintragung nach Artikel 102 der 
Charta der Vereinten Nationen vollständi-
ge Auskünfte über alle von ihm nach Maß-
gabe der vorausgehenden Artikel einge-
tragenen Ratifikationen und Kündigun-
gen. 

Artikel 22 
Der Verwaltungsrat des Internationalen 

Arbeitsamtes hat, sooft er es für nötig er-
achtet, der Allgemeinen Konferenz einen 
Bericht über die Durchführung dieses 
Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen 
oder teilweisen Abänderung auf die Ta-
gesordnung der Konferenz gesetzt wer-
den soll. 

Artikel 23 
1. Nimmt die Konferenz ein neues Über-

einkommen an, welches das vorliegende 
Übereinkommen ganz oder teilweise ab-
ändert, und sieht das neue Übereinkom-
men nichts anderes vor, so gelten folgen-
de Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten 
Übereinkommens durch ein Mitglied 
schließt ohne weiteres die sofortige 
Kündigung des vorliegenden Überein-
kommens in sich ohne Rücksicht auf 
Artikel 19, vorausgesetzt, daß das 
neugefaßte Übereinkommen in Kraft 

 getreten ist. 
b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

neugefaßten Übereinkommens an 
kann das vorliegende Übereinkommen 
von den Mitgliedern nicht mehr ratifi-
ziert werden. 
2. Indessen bleibt das vorliegende 

Übereinkommen nach Form und Inhalt je-
denfalls in Kraft  für die Mitglieder, die die-
ses, aber nicht das neugefaßte Überein-
kommen ratifiziert haben. 

Artikel 24 
Der französische und der englische 

Wortlaut dieses Übereinkommens sind in 
gleicher Weise maßgebend. 
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Denkschrift zu dem Übereinkommen Nr. 148 

I. Allgemeines 
Das Übereinkommen Nr. 148 zielt darauf ab, in allen 
Wirtschaftszweigen Arbeitnehmer, die am Arbeitsplatz 
schädlichen Einwirkungen durch Luftverunreinigung, Lärm 
und Vibrationen ausgesetzt sind, gegen damit verbundene 
Berufsgefahren wirksam zu schützen. Es enthält zu die-
sem Zweck u. a. Bestimmungen über die Festsetzung 
zulässiger Expositionswerte, Kontrollen der Arbeitsum-
gebung, Verhütungs- und Schutzmaßnahmen, ärztliche 
Überwachung, Ausbildung und Information der Arbeitneh-
mer. 

Das Übereinkommen und die ergänzende Empfehlung 
Nr. 156 liegen den gesetzgebenden Körperschaften ge-
mäß der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion seit 1984 zur Kenntnisnahme vor. Auf die Unterrich-
tungsvorlage (vgl. BT-Drucksache 10/2125, BR-Druck-
sache 484/84) wird Bezug genommen. Der fede rführende 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deutschen 
Bundestages hat den Abschluß der Beratungen in seiner 
Sitzung am 20. Januar 1988 zurückgestellt, weil nach Auf-
fassung der Bundesregierung die Voraussetzungen für 
eine Teilratifizierung des Übereinkommens in den Berei-
chen Luftverunreinigung und Lärm vorlagen und der Aus-
schuß noch Informationsbedarf zur Beurteilung der Frage 
sah, ob der Bereich Vibrationen weiterhin von der Ratifizie-
rung ausgenommen werden müsse. 
Die Vorlage zur Ratifizierung des Übereinkommens in 
allen Gefahrenbereichen trägt der veränderten Rechtslage 
Rechnung: 

Die bestehenden innerstaatlichen Luftreinhaltungs- und 
Lärmschutzvorschriften entsprachen zwar schon bisher 
den Anforderungen des Übereinkommens, galten aber 
nicht — wie im Übereinkommen vorgesehen — umfassend 
für alle Wi rtschaftszweige. Inzwischen steht fest, daß die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Einbeziehung aller 
Beschäftigten, einschließlich derjenigen des öffentlichen 
Dienstes, in den Anwendungsbereich dieser Vorschriften 
bestehen oder in absehbarer Zeit geschaffen werden. 
Dadurch wird die Ratifizierung für diese beiden Teilberei-
che möglich. 
Hinsichtlich der Gefahrenart Vibrationen bestehen — abge-
sehen vom bergbaulichen Bereich — derzeit noch keine 
innerstaatlichen Regelungen. Allerdings sind die wissen-
schaftlichen Arbeiten inzwischen so weit fortgeschritten, 
daß in Kürze innerstaatliche Normen verfügbar sein wer-
den, welche die Anforderungen des Übereinkommens 
auch hinsichtlich der Präventions- und Schutzmaßnahmen 
sowie der Festsetzung von Expositionsgrenzwerten erfül-
len dürften. Angesichts des absehbaren Inkrafttretens 
solcher Regelungen ist eine Ratifizierung des Überein-
kommens auch bezüglich dieser Gefahrenart schon jetzt 
möglich. 

II. Besonderes 
Artikel 1 geht vom Grundsatz der umfassenden Geltung 
des Übereinkommens für alle Wi rtschaftszweige aus, läßt 
unter bestimmten Voraussetzungen aber auch Ausnah-
men zu. 

Der Begriff „alle Wi rtschaftszweige" umfaßt nach einer 
Auslegung des Internationalen Arbeitsamtes alle Bereiche, 
in denen Personen, die zur Erwerbsbevölkerung zählen, 
entgeltlich beschäftigt werden, mithin also auch den öffent-
lichen Dienst. Die Ratifizierung des Übereinkommens 
erschien lange Zeit problematisch, weil die den Bestim-
mungen des Übereinkommens entsprechenden inner-
staatlichen Arbeitsschutzvorschriften und Unfallverhü-
tungsvorschriften zum Teil nur gewerbliche Arbeitnehmer 
erfassen und nicht eindeutig nachgewiesen werden 
konnte, ob die für die Beschäftigten des öffentlichen Dien-
stes in Bund, Ländern und Gemeinden geltenden Sonder-
regelungen einen vergleichbaren Arbeitsschutz sicherstel-
len. Nach Auffassung der Bundesregierung rechtfertigen 
die besonderen Belange der öffentlichen Verwaltung es 
andererseits nicht, von der in Artikel 1 Abs. 2 des Über-
einkommens vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch zu 
machen und den öffentlichen Dienst vom Geltungsbereich 
des Übereinkommens auszuschließen. 
Mit dem Inkrafttreten der Verordnung über gefährliche 
Stoffe (Gefahrstoffverordnung — GefStoffV) vom 1. Okto-
ber 1986 sind die in bezug auf die Gefahrenart Luftreinhal-
tung bestehenden Umgangsvorschriften auf alle Personen 
erstreckt worden, welche Arbeitnehmer im Sinne des Arti-
kels 2 Buchstabe b der Richtlinie 80/1107/EWG des Rates 
vom 27. November 1980 zum Schutz der Arbeitnehmer vor 
Gefährdung durch chemische, physikalische und biologi-
sche Arbeitsstoffe bei der Arbeit (ABl. EG Nr. L 327 S. 8) 
sind, mithin auch auf Beamte und Arbeitnehmer des öffent-
lichen Dienstes (vgl. § 15 Abs. 3 GefStoffV). 
Hinsichtlich der Gefahrenart Lärm war die Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund der Richtlinie 86/188/EWG des 
Rates vom 12. Mai 1986 über den Schutz der Arbeitneh-
mer gegen Gefährdung durch Lärm am Arbeitsplatz 
(ABl. EG Nr. L 137 S. 28) verpflichtet, Schutzvorschriften 
für denselben umfassenden Personenkreis zu erlassen, 
da diese Richtlinie als Einzelrichtlinie im Sinne der EG-
Richtlinie 80/1107/EWG gilt. In Umsetzung der EG-Lärm-
schutzrichtlinie ist die Dritte Verordnung zum Geräte-
sicherheitsgesetz (Maschinenlärminformations-Verord-
nung — 3. GSGV) vom 18. Januar 1991 (BGBl. I S. 146) 
erlassen worden. Darüber hinaus erfolgte eine Anpassung 
der Unfallverhütungsvorschriften „Lärm" an die EG-recht-
lichen Vorgaben. 

Hinsichtlich der Vibrationen bestehen noch keine umfas-
senden innerstaatlichen Regelungen. Allerdings werden 
— auf der Grundlage durchgeführter umfangreicher For-
schungen — in absehbarer Zeit innerstaatliche Normen 
verfügbar sein. Daher ist eine Ratifizierung des Über-
einkommens auch bezüglich der Vibrationen schon jetzt 
möglich. 

Artikel 2 eröffnet die Möglichkeit einer auf einzelne der 
Gefahrenarten Luftverunreinigung, Lärm oder Vibrationen 
beschränkten Ratifizierung des Übereinkommens. 

A r t i k e I 3 enthält Definitionen der Begriffe Luftverunreini-
gung, Lärm und Vibrationen. 

Nach Artikel 4 sind Verhütungs-, Bekämpfungs- und 
Schutzmaßnahmen gegen die mit Luftverunreinigung, 
Lärm und Vibrationen verbundenen Berufsgefahren ge- 
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setzlich vorzuschreiben. Als Durchführungsbestimmungen 
kommen u. a. technische Normen und Richtlinien in 
Betracht. 

Gegen Luftverunreinigung sehen die Gefahrstoffverord-
nung, die Unfallverhütungsvorschrift „Allgemeine Vor-
schriften", die Unfallverhütungsvorschrift „Gesundheitsge-
fährlicher mineralischer Staub" und die Technischen 
Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) entsprechende Maßnah-
men vor. Für den Bergbau bestehen — abgesehen von den 
Tagesanlagen — Sonderregelungen auf der Grundlage des 
Bundesberggesetzes. 

Die geltenden Lärmschutzvorschriften entsprechen inhalt-
lich ebenfalls den Anforderungen des Übereinkommens. 
Regelungen über Lärmschutzmaßnahmen, wonach die all-
gemein anerkannten Regeln der Sicherheitstechnik, insbe-
sondere die einschlägigen DIN-Normen, VDI-Richtlinien 
und berufsgenossenschaftlichen Durchführungsanweisun-
gen zu beachten sind, enthalten die Verordnung über 
Arbeitsstätten (ArbStättV) und die Unfallverhütungsvor-
schrift „Lärm". 

Regelungen über die Grundlagen, Beurteilung sowie Mes-
sung und Bewertung von Einwirkungen mechanischer 
Schwingungen auf den Menschen empfiehlt die VDI-Richt-
linie 2057 von 1987. Im Bereich der Vibrationen werden in 
absehbarer Zeit weitere Rechtsvorschriften erlassen, die 
den Anforderungen des Übereinkommens gerecht wer-
den. 

In den Geltungsbereichen des Betriebsverfassungsgeset-
zes und der Personalvertretungsgesetze des Bundes und 
der Länder sind die den Betriebs- bzw. Personalräten und 
dem einzelnen Arbeitnehmer zustehenden Mitwirkungs- 
und Mitbestimmungsrechte in Angelegenheiten des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes ebenfalls Maßnahmen 
im Sinne dieses Artikels. 

Artikel  5 legt die Beteiligung von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern bzw. deren Vertretern oder Verbänden an 
der Ausarbeitung, Durchführung und Kontrolle von Arbeits-
schutzvorschriften sowie die Zusammenarbeit zwischen 
Arbeitgebern Arbeitnehmern bei der Durchführung 
fest. 

Die Beteiligung von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
bänden bzw. -vertretern an der Ausarbeitung von Rechts-
vorschriften, technischen Normen, Richtlinien und anderen 
Durchführungsbestimmungen entspricht in der Bundesre-
publik Deutschland ständiger Praxis. Sie ist weitgehend 
ausdrücklich vorgeschrieben: So werden die Technischen 
Regeln für Gefahrstoffe sowie sonstige gesicherte arbeits-
wissenschaftliche Erkenntnisse vom Ausschuß für Gefahr-
stoffe ermittelt, dem auch Vertreter der Arbeitgeberver-
bände und der Gewerkschaften angehören (vgl. § 44 
GefStoffV). Die Unfallverhütungsvorschriften werden von 
paritätisch besetzten Vertreterversammlungen der Unfall-
versicherungsträger beschlossen. Bei der Aufstellung der 
Arbeitsstätten-Richtlinien sind die fachlich beteiligten 
Kreise hinzuzuziehen (vgl. § 3 Abs. 2 ArbStättV); u. a. sind 
die Spitzenorganisationen der Tarifvertragsparteien, die 
Fachverbände der Wirtschaft und die Berufsgenossen-
schaften hinzuzuziehen. In Betrieben und Dienststellen, in 
denen ein Betriebs- bzw. Personalrat besteht, ist die Betei-
ligung der Beschäftigten in Angelegenheiten des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes durch Mitwirkungs- und echte 
Mitbestimmungsrechte des Betriebs- bzw. Personalrates 
sichergestellt (vgl. § 80 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2, 

§ 81, § 87 Abs. 1 Nr. 7, § 88, § 89 Abs. 1, § 90 sowie § 91 
Betriebsverfassungsgesetz; für den öffentlichen Dienst 
vgl. z. B. § 68 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2, § 75 Abs. 3 
Nr. 5, 11 und 16, § 81 Abs. 2 Bundespersonalvertretungs-
gesetz sowie die entsprechenden Vorschriften der Perso-
nalvertretungsgesetze der Länder). § 21 GefStoffV präzi-
siert diese Rechte im Hinblick auf den Umgang mit Gefahr-
stoffen. Der Betriebsrat ist bei allen mit dem Arbeitsschutz 
oder der Unfallverhütung zusammenhängenden Fragen 
und Besichtigungen sowie bei Unfalluntersuchungen 
durch die Gewerbeaufsichtsbehörden und die technischen 
Aufsichtsdienste der gesetzlichen Unfallversicherungsträ-
ger hinzuzuziehen (vgl. § 89 Abs. 2 und 3 Betriebsverfas-
sungsgesetz, § 719 Abs. 4 RVO, § 11 des Gesetzes über 
Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit — Arbeitssicherheitsgesetz). Für 
den öffentlichen Dienst gilt nach dem Bundespersonalver-
tretungsgesetz und den Personalvertretungsgesetzen der 
Länder im wesentlichen Entsprechendes. 

Artikel 6 weist dem einzelnen Arbeitgeber die Verant-
wortung für die Einhaltung der vorgeschriebenen Maßnah-
men zu. Mehrere an derselben Arbeitsstätte tätige Arbeit-
geber sind verpflichtet, zu diesem Zwecke zusammenzu-
arbeiten. 
Dem entsprechen die Regelungen in § 17 GefStoffV, § 3 
ArbStättV, § 1 der Unfallverhütungsvorschrift „Lärm" 
sowie § 6 der Unfallverhütungsvorschrift „Allgemeine Vor-
schriften". 

Artikel 7 zielt auf die Einhaltung der Sicherheitsvorschrif-
ten durch den Arbeitnehmer ab und räumt diesem bzw. 
seinen Vertretern zu diesem Zwecke Vorschlags-, Aus-
kunfts-, Anhörungs- und Ausbildungsrechte ein. 
Diesen Anforderungen entsprechen u. a. § 14 der Unfall-
verhütungsvorschrift „Allgemeine Vorschriften" und „§ 19 
Abs. 4, § 21 GefStoffV sowie im Geltungsbereich des 
Betriebsverfassungsgesetzes § 37 Abs. 6 und 7, § 80 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2, §§ 81, 82, 89 Abs. 1, § 90 
und § 91 Betriebsverfassungsgesetz bzw. im Geltungsbe-
reich der Personalvertretungsgesetze z. B. § 46 Abs. 6 
und 7, § 68 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 81 Abs. 1 und § 75 Abs. 3 
Nr. 16 Bundespersonalvertretungsgesetz sowie die ent-
sprechenden Vorschriften in den Landespersonalvertre-
tungsgesetzen. 

Nach Artikel  8 sind Gefährdungskriterien und ggf. Expo-
sitionsgrenzwerte unter Berücksichtigung evtl. vorliegen-
der Sachverständigengutachten von Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite sowie der neuesten nationalen und 
internationalen Erkenntnisse festzulegen. Diese Erkennt-
nisse sind auch bei der obligatorischen Ergänzung und 
regelmäßigen Überprüfung der Kriterien und Grenzwerte 
zu berücksichtigen. 
In der Bundesrepublik Deutschland sind entsprechende 
Kriterien und Grenzwerte für die Luftreinhaltung in der 
Liste der Maximalen Arbeitsplatz-Konzentrationen der 
Senatskommission zur Prüfung gesundheitsschädlicher 
Arbeitsstoffe der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(MAK-Werte), in den zur Präzisierung der Vorschrift des 
Anhangs Il Nr. 1.2.3.1 Abs. 1 GefStoffV vom Ausschuß für 
Gefahrstoffe erarbeiteten Technischen Richtkonzentratio-
nen für krebserzeugende und krebsverdächtige Stoffe 
(TRGS 102), sowie in den von den Berufsgenossenschaf-
ten nach § 3 der Unfallverhütungsvorschrift „Gesundheits-
gefährlicher mineralischer Staub" anerkannten Beurtei- 
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lungsverfahren für Staubverhältnisse enthalten. Ent-
sprechendes gilt für die in § 15 ArbStättV festgelegten 
Lärmgrenzwerte. 

Im Rahmen eines Forschungsprojektes über Beanspru-
chung und Belastung durch mechanische Schwingungen 
wurden wertvolle Erkenntnisse für die Entwicklung von 
Verfahren zur Bewe rtung und Minderung von Erschütte-
rungen am Arbeitsplatz gewonnen, die für die Festlegung 
von maximal zulässigen Werten hilfreich sein können. 
Auch die in der VDI-Richtlinie 2057 enthaltenen Werte 
kommen hierfür in Betracht. Allerdings erfordert eine pra-
xisgerechte Regelung auf der Grundlage der gewonnenen 
Erkenntnisse noch zusätzliche Arbeiten und Abstimmun-
gen mit Fachleuten, insbesondere auch hinsichtlich der 
Aufstellung von Kriterien und Expositionsgrenzwerten. Bei 
der Ausarbeitung der Kriterien werden die Auffassungen 
der Fachleute der Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bände sowie die neuesten nationalen und internationalen 
Erkenntnisse verwertet. 

Nach Artikel  9 sind infolge Luftverunreinigung, Lärm und 
Vibrationen bestehende Gefahren mittels technischer oder 
ergänzender organisatorischer Maßnahmen zu bekämp-
fen. 

Dem entsprechen im Hinblick auf Luftverunreinigung die 
Regelungen in § 19 und Anhang II GefStoffV sowie § 14 
ArbStättV und § 18 der Unfallverhütungsvorschrift ,,Allge-
meine Vorschriften" und im Hinblick auf Lärmeinwirkungen 
§ 15 ArbStättV und § 3 der Unfallverhütungsvorschriften 
„Lärm". 

Nach A r t i k e I 10 hat der Arbeitgeber persönliche Schutz-
ausrüstungen zur Verfügung zu stellen und instand zu 
halten, wenn durch technische oder organisatorische Maß-
nahmen eine Expositionsverringerung auf den vorge-
schriebenen Grenzwert nicht erreichbar ist. 

Dieser Vorschrift tragen hinsichtlich der Einwirkung von 
gefährlichen Luftverunreinigungen (Gasen, Dämpfen oder 
Schwebstoffen) § 19 Abs. 4 GefStoffV und hinsichtlich von 
Lärmeinwirkungen oberhalb eines Beurteilungspegels von 
85 dB (A) § 4 der Unfallverhütungsvorschrift „Lärm" Rech-
nung (vgl. auch § 14 der Unfallverhütungsvorschrift „Allge-
meine Vorschriften"). Für Vibrationseinwirkungen liegen 
entsprechende Regelungen noch nicht vor. 

Artikel 11 enthält Regelungen über kostenlose ärztliche 
Untersuchungen gefährdeter Arbeitnehmer, über die Ein-
kommenssicherung im Falle eines medizinisch gebotenen 
Arbeitsplatzwechsels und über die Wahrung sozialversi-
cherungsrechtlicher Ansprüche. 

Eine kostenlose arbeitsmedizinische Überwachung ist im 
Hinblick auf Gefahrstoffe in den §§ 28 bis 33 und § 35 
GefStoffV und im Hinblick auf Luftverunreinigung und 
Lärmeinwirkungen in der Unfallverhütungsvorschrift 
„Arbeitsmedizinische Vorsorge" (VGB 100) festgelegt. 
Ferner ist auf den im Falle einer anderweitigen Beschäfti-
gungsmöglichkeit im Geltungsbereich des Kündigungs-
schutzgesetzes (KSchG) bestehenden Kündigungsschutz 
(vgl. § 1 KSchG), den Entschädigungsanspruch bei Er-
werbsminderung durch eine Berufskrankheit (vgl. § 547 in 
Verbindung mit § 551 RVO) sowie die gegebenenfalls in 
Betracht kommenden tarifvertraglichen Lohnsicherungen 
und Kündigungsschutzregelungen für ältere Arbeitnehmer 
hinzuweisen. 

Nach Artikel  12 ist die Verwendung näher zu bezeich

-

nender potentiell gefährlicher Stoffe, Maschinen, Aus

-

rüstungen und Verfahren anzeigepflichtig und kann unter 
Auflage genehmigt oder verboten werden. 

Ein Anzeige- und Genehmigungsverfahren im Sinne die-
ser Vorschrift ist für bestimmte krebserzeugende Stoffe in 
der Gefahrstoffverordnung enthalten. Ferner bedarf es 
einer Ausnahmebewilligung nach § 4 Abs. 1 ArbStättV, 
wenn der Beurteilungspegel für Lärm beim Einsatz laut-
starker Maschinen den gefährlichen Grenzwert gem. § 15 
Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung überschreitet. Eine entspre-
chende Regelung für Vibrationen gibt es noch nicht. 

Art  i k e i 13 sieht die Unterrichtung aller Beteiligten über 
Berufsgefahren im Sinne des Übereinkommens und geeig-
nete Verhütungs- und Schutzmaßnahmen vor. 

Entsprechende Aufklärungs- und Belehrungspflichten des 
Arbeitgebers ergeben sich aus einzelnen Vorschriften des 
Betriebsverfassungsgesetzes, insbesondere § 80 Abs. 2, 
§§ 81 und 89 Betriebsve rfassungsgesetz bzw. der Per-
sonalvertretungsgesetze, insbesondere § 68 Abs. 2 und 
§ 81 Bundespersonalvertretungsgesetz sowie den ent-
sprechenden Vorschriften der Landespersonalvertretungs-
gesetze sowie § 7 der Unfallverhütungsvorschrift „Allge-
meine Vorschriften" und § 20 GefStoffV. Ferner wird in 
diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, daß nach § 3 
Abs. 2 ArbStättV Arbeitsstätten-Richtlinien im Benehmen 
mit den Arbeitsministern der Länder im Bundesarbeitsblatt 
bekanntgemacht werden. 

Art i k e I 14 zielt auf eine verstärkte Forschungsförderung 
zum Schutze vor Berufsgefahren im Sinne des Überein-
kommens ab. 

Dieser Bereich stellt einen der Schwerpunkte des For-
schungs- und Entwicklungsprogramms „Arbeit und Tech-
nik" der Bundesministerien für Forschung und Techno-
logie, für Arbeit und Sozialordnung und für Bildung und 
Wissenschaft dar. 

Art i k e I 15, wonach der Arbeitgeber einen Sachverständi-
gen in seinem Betrieb bestellen bzw. einen betriebsfrem-
den Dienst verpflichten muß, die sich mit Fragen der 
Verhütung und Bekämpfung von Luftverunreinigung, Lärm 
und Virbrationen an den Arbeitsplätzen zu befassen 
haben, wird durch das Arbeitssicherheitsgesetz mit abge-
deckt. Für den öffentlichen Dienst ist dies in den ,,Richt-
linien für den betriebsärztlichen und sicherheitstechni-
schen Dienst in den Verwaltungen und Betrieben des 
Bundes" vom 28. Januar 1978 (GMBl. 1978 S. 114) für 
den Bereich des Bundes geregelt. In den öffentlichen 
Verwaltungen der Länder sind ebenfalls Vorschriften erlas-
sen worden, die denen des Arbeitssicherheitsgesetzes 
entsprechen. 

Artikel  16 verpflichtet ratifizierende Staaten zur Durch-
führung des Übereinkommens, notfalls mittels Zwangs-
maßnahmen und zu  einer wirksamen Überwachung der 
Durchführung. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden die entspre-
chenden Arbeitsschutzvorschriften von der staatlichen 
Gewerbeaufsicht bzw. den Technischen Aufsichtsbeam-
ten der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung in den 
Betrieben durchgesetzt. Diesen Beamten stehen Zwangs-
mittel zur Verfügung; Zuwiderhandlungen gegen Anord-
nungen werden als Ordnungswidrigkeiten geahndet. 

Die Artikel  17 bis 24 enthalten die üblichen Schlußbe-
stimmungen über Inkrafttreten, Kündigung und Änderung 
internationaler Übereinkommen. 
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Anlage 1 
zur Denkschrift 

Empfehlung Nr. 156 
betreffend den Schutz der Arbeitnehmer gegen Berufsgefahren 

infolge von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an den Arbeitsplätzen 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorga-
nisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
nach Genf einberufen wurde und am 1. Juni 1977 zu ihrer drei-
undsechzigsten Tagung zusammengetreten ist, 
verweist auf die Bestimmungen einschlägiger internationa-

ler Übereinkommen und Empfehlungen, insbesondere der 
Empfehlung betreffend den Gesundheitsschutz der Arbeitneh-
mer, 1953, der Empfehlung betreffend die betriebsärztlichen 
Dienste, 1959, des Übereinkommens und der Empfehlung über 
den Strahlenschutz, 1960, des Übereinkommens und der Emp-
fehlung über den Maschinenschutz, 1963, des Übereinkom-
mens über Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-
ten, 1964, des Übereinkommens und der Empfehlung über den 
Gesundheitsschutz (Handel und Büros), 1964, des Überein-
kommens und der Empfehlung über Benzol, 1971, und des 
Übereinkommens und der Empfehlung über Berufskrebs, 
1974; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen be-
treffend die Arbeitsumwelt: Luftverunreinigung, Lärm und Vi-
brationen, eine Frage, die den vierten Gegenstand ihrer Ta-
gesordnung bildet, und 
dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer Empfeh-

lung zur Ergänzung des Übereinkommens über die Arbeitsum-
welt (Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen), 1977, erhal-
ten sollen. 
Die Konferenz nimmt heute, am 20. Juni 1977, die folgend 

Empfehlung an, die als Empfehlung betreffend die Arbeitsum-
welt (Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen), 1977, be-
zeichnet wird. 

I. Geltungsbereich 
1. (1) Die Bestimmungen des Übereinkommens über die Ar-

beitsumwelt (Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen), 
1977, und dieser Empfehlung sollten so weit wie möglich auf 
alle Wi rtschaftszweige angewendet werden. 

(2) Es sollten Maßnahmen getroffen werden, um selb-
ständig Erwerbstätigen einen vergleichbaren Schutz an den 
Arbeitsplätzen zu bieten, wie er in dem Übereinkommen über 
die Arbeitsumwelt (Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen), 
1977, und in dieser Empfehlung vorgesehen ist. 

II. Verhütungs- und Schutzmaßnahmen 
2. (1) Die zuständige Stelle sollte die A rt, die Häufigkeit und 

die anderen Einzelheiten der Überwachung von Luftverunreini-
gung, Lärm und Vibrationen an den Arbeitsplätzen, für deren 
Durchführung der Arbeitgeber verantwortlich ist, vorschreiben. 

(2) Es sollten besondere Kontrollen hinsichtlich der in Ar-
tikel 8 des Übereinkommens über die Arbeitsumwelt (Luftver-
unreinigung, Lärm und Vibrationen), 1977, genannten Exposi-
tionsgrenzwerte an den Arbeitsplätzen durchgeführt werden, 
wenn Maschinen oder Anlagen erstmals in Betrieb genommen 
oder wesentlich verändert oder wenn neue Verfahren einge-
führt werden. 
3. Der Arbeitgeber sollte verpflichtet sein, für die regelmä-

ßige Kontrolle, Instandhaltung und Eichung der zur Überwa-
chung von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an den 
Arbeitsplätzen verwendeten Geräte zu sorgen. 

4. Den Arbeitnehmern und/oder ihren Vertretern und den 
Aufsichtsdiensten sollte Einblick in die Aufzeichnungen über 
die Überwachung der Arbeitsumwelt und über die Prüfung, In-
standhaltung und Eichung der hierfür verwendeten Geräte und 
Einrichtungen gewährt werden. 
5. Gesundheitsschädliche oder anderweitig gefährliche 

Stoffe, die in der Luft an den Arbeitsplätzen enthalten sein kön-
nen, sollten so weit wie möglich durch weniger schädliche oder 
durch unschädliche Stoffe ersetzt werden. 
6. Verfahren, die mit Luftverunreinigung, Lärm und Vibratio-

nen an den Arbeitsplätzen im Sinne von Artikel 3 des Überein-
kommens über die Arbeitsumwelt (Luftverunreinigung, Lärm 
und Vibrationen), 1977, verbunden sind, sollten so weit wie 
möglich durch Verfahren ersetzt werden, bei denen dies nur in 
geringem Maße oder überhaupt nicht der Fall ist. 
7. Die zuständige Stelle sollte die Stoffe bestimmen, deren 

Herstellung, Inverkehrbringen oder Verwendung an den Ar-
beitsplätzen verboten ist oder ihrer ausdrücklichen Genehmi-
gung bedarf, die nur bei Einhaltung bestimmter Verhütungs-
oder Schutzmaßnahmen erteilt wird. 

8. (1) In geeigneten Fällen sollte die zuständige Stelle Nor-
men für die Emissionspegel von Maschinen und Anlagen in be-
zug auf Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen genehmi-
gen. 

(2) Diesen Normen sollte je nach Sachlage durch 

a) die Konstruktionsart; 

b) eingebaute Vorrichtungen oder 
c) technische Maßnahmen während der Aufstellung 

entsprochen werden. 
(3) Die Verpflichtung zur Einhaltung dieser Normen sollte 

dem Hersteller der Maschinen oder Anlagen, oder demjenigen, 
der sie in Verkehr bringt, auferlegt werden. 
9. Die Herstellung, das Inverkehrbringen oder die Verwen-

dung von Maschinen und Anlagen, die unter Berücksichtigung 
der neuesten technischen Erkenntnisse den in Absatz 8 dieser 
Empfehlung genannten Anforderungen nicht entsprechen 
können, sollte erforderlichenfalls von einer Genehmigung 
durch die zuständige Stelle abhängig gemacht werden, worin 
die Anwendung anderer geeigneter technischer oder organi-
satorischer Schutzmaßnahmen verlangt wird. 

10. Die Bestimmungen der Absätze 8 und 9 dieser Empfeh-
lung sollten den Arbeitgeber auf keinen Fall von seinen Ver-
pflichtungen auf Grund von Artikel 6 des Übereinkommens 
über die Arbeitsumwelt (Luftverunreinigung, Lärm und Vibra-
tionen), 1977, befreien. 
11. Der Arbeitgeber sollte gewährleisten, daß Maschinen 

und Anlagen in bezug auf die Emission von Schadstoffen, 
Staub, Lärm und Vibrationen regelmäßig überprüft und instand 
gehalten werden. 
12. Wenn es der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer er-

fordert, sollte die zuständige Stelle ein Zulassungsverfahren 
für persönliche Schutzausrüstung festlegen. 
13. Auf Grund von Artikel 9 Buchstabe b) des Übereinkom-

mens über die Arbeitsumwelt (Luftverunreinigung, Lärm und 
Vibrationen), 1977, sollte die zuständige Stelle in Beratung mit 
den Verbänden der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer gege-
benenfalls die Verkürzung der Expositionszeit durch geeigne- 
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te Systeme oder Pläne der Arbeitsorganisation, einschließlich 
der Verkürzung der Arbeitszeit ohne Lohnausfall, vorschreiben 
oder fördern. 

14. Bei der Anordnung von Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an 
den Arbeitsplätzen sollte die zuständige Stelle den neuesten 
Sammlungen praktischer Richtlinien oder Anleitungen des Inter-
nationalen Arbeitsamtes und den Schlußfolgerungen der vom 
Internationalen Arbeitsamt gegebenenfalls einberufenen Sach-
verständigentagungen sowie den Informationen anderer in Frage 
kommender Stellen Rechnung tragen. 

15. Bei der Anordnung von Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung von Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen an 
den Arbeitsplätzen sollte die zuständige Stelle dem Zusam-
menhang zwischen dem Schutz der Arbeitsumwelt und dem 
Umweltschutz im allgemeinen Rechnung tragen. 

III. Überwachung des Gesundheitszustandes 
der Arbeitnehmer 

16. (1) Die in Artikel 11 des Übereinkommens über die Ar-
beitsumwelt (Luftverunreinigung, Lärm und Vibrationen), 
1977, vorgesehene Überwachung des Gesundheitszustandes 
der Arbeitnehmer sollte in den von der zuständigen Stelle be-
stimmten Fällen folgendes umfassen: 

a) eine ärztliche Untersuchung vor Aufnahme der betreffen-
den Arbeit; 

b) regelmäßige ärztliche Untersuchungen in geeigneten Zeit-
abständen; 

c) biologische oder sonstige Tests oder Ermittlungen, die je-
weils notwendig sind, um den Expositionsgrad des betrof-
fenen Arbeitnehmers zu bestimmen und seinen Gesund-
heitszustand zu überwachen; 

d) ärztliche Untersuchungen oder biologische oder sonstige 
Tests oder Ermittlungen nach Beendigung der betreffenden 
Arbeit, auf die die Arbeitnehmer, sofern es vom ärztlichen 
Standpunkt angezeigt ist, regelmäßig und über einen län-
geren Zeitraum Anspruch haben sollten. 

(2) Die zuständige Stelle sollte verlangen, daß die Er-
gebnisse dieser Untersuchungen oder Tests dem Arbeitneh-
mer und, auf dessen Wunsch, auch seinem behandelnden Arzt 
mitzuteilen sind. 
17. Die in Absatz 16 dieser Empfehlung vorgesehene Ge-

sundheitsüberwachung sollte normalerweise während der Ar-
beitszeit erfolgen und für die Arbeitnehmer nicht mit Kosten 
verbunden sein. 
18. (1) Die zuständige Stelle sollte ein System für die Auf-

zeichnung der gemäß Absatz 16 dieser Empfehlung erlangten 
medizinischen Daten ausarbeiten und die Einzelheiten dieser 
Aufzeichnung festlegen. Es sollte dafür gesorgt werden, daß 
diese Daten während eines angemessenen Zeitraums aufbe-
wahrt werden, damit sie für epidemiologische und sonstige 
Forschungen zur Verfügung stehen, und zwar in einer Form, 
die eine Identifizierung der Person nur durch die zuständige 
Stelle erlaubt. 

(2) Die Aufzeichnungen sollten in dem von der zuständi-
gen Stelle bestimmten Umfang Daten über die Exposition der 
Arbeitnehmer gegenüber Luftverunreinigung, Lärm und Vibra-
tionen an den Arbeitsplätzen umfassen. 
19. Erscheint die weitere Beschäftigung eines Arbeitneh-

mers mit einer Arbeit, die mit der Einwirkung von Luftverunrei-
nigung, Lärm und Vibrationen verbunden ist, aus medizini-
schen Gründen nicht ratsam, so sollten alle im Einklang mit 
den innerstaatlichen Gepflogenheiten und Verhältnissen ste-
henden Maßnahmen getroffen werden, um dem betroffenen 
Arbeitnehmer eine andere geeignete Beschäftigung zuzuwei-
sen und sein früheres Einkommen durch Leistungen der Sozia-
len Sicherheit oder auf sonstige Weise sicherzustellen. 

20. Bei der Durchführung dieser Empfehlung sollten die 
Rechte der Arbeitnehmer auf Grund der innerstaatlichen Ge-
setzgebung auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit oder der 
Sozialversicherung nicht beeinträchtigt werden. 

IV. Ausbildung, Aufklärung und Forschung 
21. (1) Die zuständige Stelle sollte Maßnahmen treffen, um 

die Ausbildung und Aufklärung aller beteiligten Personen über 
die Verhütung und Bekämpfung der tatsächlichen oder mögli-
chen Berufsgefahren infolge von Luftverunreinigung, Lärm und 
Vibrationen an den Arbeitsplätzen sowie über den Schutz ge-
gen diese Gefahren zu fördern. 

(2) Die Vertreter der Arbeitnehmer des Betriebs sollten 
vom Arbeitgeber im voraus über Vorhaben, Maßnahmen und 
Entscheidungen, die im Zusammenhang mit Luftverunreini-
gung, Lärm und Vibrationen an den Arbeitsplätzen schädliche 
Auswirkungen auf die Gesundheit der Arbeitnehmer haben 
könnten, unterrichtet und angehört werden. 

(3) Bevor Abeitnehmern eine Arbeit zugewiesen wird, bei 
der sie den Gefahren von Luftverunreinigung, Lärm oder Vibra-
tionen ausgesetzt sein könnten, sollten sie vom Arbeitgeber 
über die Gefahren, die Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
maßnahmen und die Möglichkeit der Inanspruchnahme ärzt-
licher Dienste aufgeklärt werden. 
22. (1) Die zuständige Stelle sollte in enger Zusammenar-

beit mit den Verbänden der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
die Forschung auf dem Gebiet der Verhütung und Bekämpfung 
der Gefahren infolge von Luftverunreinigung, Lärm und Vibra-
tionen an den Arbeitsplätzen fördern, unterstützen und anre-
gen, gegebenenfalls unter Mitwirkung internationaler und na-
tionaler Organisationen. 

(2) Alle Beteiligten sollten über die Ziele und die Ergeb-
nisse dieser Forschungen unterrichtet werden. 
23. Die Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 

sollten konkrete Maßnahmen treffen, um Aufklärungs- und 
Ausbildungsprogramme zur Verhütung und Bekämpfung der 
tatsächlichen und möglichen Berufsgefahren infolge von Luft-
verunreinigung, Lärm und Vibrationen an den Arbeitsplätzen 
sowie zum Schutz gegen diese Gefahren durchzuführen. 
24. Den Arbeitnehmervertretern in den Betrieben sollte die 

Gelegenheit und die erforderliche Zeit, ohne Lohnausfall, ge-
währt werden, um bei der Verhütung und Bekämpfung der Be-
rufsgefahren infolge von Luftverunreinigung, Lärm und Vibra-
tionen an den Arbeitsplätzen sowie beim Schutz gegen diese 
Gefahren eine aktive Rolle spielen zu können. Zu diesem 
Zweck sollten sie das Recht haben, die Hilfe anerkannter 
Sachverständiger ihrer Wahl in Anspruch zu nehmen. 
25. Es sollten die erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, 

um zu gewährleisten, daß im Falle der Verwendung eines 
möglicherweise gesundheitsschädlichen oder anderweitig gefähr-
lichen Stoffes an einem Arbeitsplatz angemessene Informationen 
verfügbar sind über 

a) die Ergebnisse aller einschlägigen Versuche im Zusam-
menhang mit dem Stoff; und 

b) die erforderlichen Voraussetzungen, unter denen er bei 
sachgemäßer Verwendung keine Gefahr für die Gesundheit 
der Arbeitnehmer darstellt. 

V. Durchführungsmaßnahmen 
26. Jedes Mitglied sollte 

a) durch die Gesetzgebung oder andere den innerstaatlichen 
Gepflogenheiten und Verhältnissen entsprechende Metho-
den die zur Durchführung der Bestimmungen dieser Emp-
fehlung erforderlichen Maßnahmen, einschließlich geeig-
neter Zwangsmaßnahmen, treffen; 

b) geeignete Aufsichtsdienste mit der Überwachung der 
Durchführung der Bestimmungen dieser Empfehlung be- 
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auftragen oder sich vergewissern, daß eine angemessene 
Aufsicht ausgeübt wird; 

c) sich bemühen, dabei so rasch vorzugehen, wie es die inner-
staatlichen Verhältnisse erlauben. 
27. Bei der Durchführung der Bestimmungen dieser Emp-

fehlung sollte die zuständige Stelle in Beratung mit den maß-
gebenden beteiligten Verbänden der Arbeitgeber und der Ar-
beitnehmer sowie gegebenenfalls mit den Verbänden der Her-
steller, der Lieferanten und der Importeure vorgehen. 

28. (1) Die Bestimmungen dieser Empfehlung betre ffend 
die Konstruktion, die Herstellung und das Inverkehrbringen 
von Maschinen und Anlagen, die einer anerkannten Norm ent-
sprechen, sollten ab sofort für neu hergestellte Maschinen und 
Anlagen gelten. 

(2) Die zuständige Stelle sollte für die Änderung vorhan-
dener Maschinen und Anlagen so bald wie möglich angemes-
sene und deren Bauart berücksichtigende Fristen festlegen. 
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Anlage 2 
zur Denkschrift 

Stellungnahme zu der Empfehlung Nr. 156 

Die in der Empfehlung enthaltenen, das Übereinkommen 
ergänzenden Vorschläge sind hinsichtlich der Luftreinhal-
tung und des Lärms weitgehend durch innerstaatliche 
Regelungen abgedeckt. Dagegen kann die Empfehlung in 
bezug auf Vibrationen aus den bereits zum Übereinkom-
men genannten Gründen noch nicht als erfüllt angesehen 
werden. Es ist davon auszugehen, daß die in Kürze zu 
erlassenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften den Vor-
schlägen der Empfehlung entsprechen werden. 

Teil  I (Geltungsbereich) sieht eine möglichst weitgehende 
Anwendung des Übereinkommens und der Empfehlung 
unter Einbeziehung selbständiger Erwerbstätiger vor 
(Absatz 1). 

Teil II (Verhütungs- und Schutzmaßnahmen) ergänzt die 
Artikel 8 bis 10 des Übereinkommens. Die Absätze 2 
bis 4 sowie 10 und 11 betre ffen Zuständigkeiten und 
Einzelheiten des bei der Überwachung der Arbeitsumwelt 
zu beachtenden Verfahrens. 
In Übereinstimmung mit der Empfehlung bestehen im Rah-
men der Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS 402) 
besondere Bestimmungen über „Meßplanung". Der Emp-
fehlung entspricht ferner die Verpflichtung des Unterneh-
mers nach § 6 der Unfallverhütungsvorschrift „Lärm" zur 
Ermittlung und Kennzeichnung der Bereiche, in denen 
unzulässig hoher Lärm auftritt. Entsprechendes gilt, wenn 
neue Maschinen oder Anlagen erstmals in Betrieb genom-
men oder wesentlich verändert oder wenn neue Verfahren 
eingeführt werden. Die sicherheitstechnische Überprüfung 
von Betriebsanlagen und technischen Arbeitsmitteln, ins-
besondere vor der Inbetriebnahme, sowie von Arbeitsver-
fahren, insbesondere vor ihrer Einführung, durch die Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit gem. § 6 Nr. 2 Arbeitssicher-
heitsgesetz bzw. gem. § 5 Nr. 1 der Richtlinie für den 
betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Dienst in 
den Verwaltungen und Betrieben des Bundes sowie den 
entsprechenden Vorschriften der Länder und — in Betrie-
ben und Dienststellen, auf die das Betriebsverfassungsge-
setz bzw. die Personalvertretungsgesetze Anwendung fin-
den — das Recht des Betriebs- bzw. Personalrates zur 
Einsicht von Unterlagen gem. § 80 Abs. 2 und 3, § 89 
Abs. 4 Betriebsve rfassungsgesetz bzw. gem. § 68 Abs. 2 
und § 81 Abs. 4 Bundespersonalvertretungsgesetz sowie 
die entsprechenden Vorschriften der Personalvertretungs-
gesetze der Länder sind weitere Elemente einer wirk-
samen Arbeitsplatzkontrolle im Sinne der Empfehlung. 
Zu den Absätzen 5 und 6, in denen — in Anlehnung an 
die Übereinkommen Nr. 119 über den Maschinenschutz 
und Nr. 139 über Berufskrebs — angeregt wird, gefährliche 
Stoffe und Produktionsverfahren durch weniger gefähr-
liche oder unschädliche Stoffe und Produktionsverfahren 
zu ersetzen, wird auf § 16 Abs. 2 und — bezüglich krebser-
zeugender Gefahrstoffe, Tetrachlorkohlenstoff, Tetrachlor-
ethan und Pentrachlorethan — auf Anhang II und Anhang III 
Nr. 1 der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) hingewiesen; 
§ 3 der Unfallverhütungsvorschrift „Lärm" und § 45 der 
Unfallverhütungsvorschrift „Allgemeine Vorschriften" ent-
halten entsprechende Regelungen bezüglich Lärm bzw. 

Luftverunreinigung. Maßnahmen zur Verminderung von 
Erschütterungseinwirkungen sind weiterhin Gegenstand 
von national und international koordinierten Untersuchun-
gen. 

Nach Absätzen 7 bis 9 sollen Herstellung, Inverkehr-
bringen und Verwendung bestimmter Stoffe und Maschi-
nen verboten oder genehmigungspflichtig sein. 

Entsprechendes gilt nach Anhang Il GefStoffV sowie nach 
der Unfallverhütungsvorschrift „Gesundheitsgefährlicher 
mineralischer Staub" für bestimmte krebserzeugende 
Stoffe (z. B. Arsen, Benzol, bestimmte asbesthaltige Pro-
dukte). Anforderungen an Maschinen und Anlagen, die 
Staubemissionen begrenzen sollen, enthalten § 4 dersel-
ben Unfallverhütungsvorschrift und das Merkblatt der 
Berufsgenossenschaften „Einrichtungen zum Abschnei-
den gesundheitsgefährlicher Stäube mit Rückführung der 
Reinluft in die Arbeitsräume" (ZH 1/487). Die Hersteller 
von Maschinen haben darüber hinaus Normen und Richtli-
nien des Lärmschutzes (künftig auch des Vibrationsschut-
zes) nach § 3 des Gesetzes über technische Arbeitsmittel 
zu beachten. Ferner ist vorgesehen, VDI-Richtlinien 
mit Emissionskennwerten technischer Schallquellen und 
Schutzvorschriften betreffend Vibrationen zu erstellen. 

Nach Absatz 12 sollen Zulassungsverfahren für per-
sönliche Schutzausrüstungen festgelegt werden. Nach 
Absatz 13 soll die Expositionszeit mittels arbeitsorgani-
satorischer Maßnahmen verkürzt werden. Schließlich sol-
len nach den Absätzen 14 und 15 bei der Anordnung 
von Verhütungs- und Schutzmaßnahmen praktische Richt-
linien des Internationalen Arbeitsamtes und Schlußfolge-
rungen von Sachverständigen der Internationalen Arbeits-
organisation sowie die Förderung des Umweltschutzes 
berücksichtigt werden. 

Teil III (Überwachung des Gesundheitszustandes der 
Arbeitnehmer) enthält in den Absätzen 16 bis 18 Vor-
schläge für eine umfassende Gesundheitsüberwachung 
und ein System für die Aufzeichnung medizinischer Daten, 
einschließlich von Daten über die Exposition der Arbeit-
nehmer. 

Insoweit wird auf die §§ 28 bis 35 GefStoffV sowie auf 
die Unfallverhütungsvorschrift „Arbeitsmedizinische Vor-
sorge" (VBG 100) verwiesen, die zugleich Artikel 11 Abs. 1 
und 2 des Übereinkommens konkretisieren. 

Zu den Absätzen 19 und 20 wird auf die Ausführungen 
zu Artikel 11 Abs. 3 und 4 des Übereinkommens Bezug 
genommen. 

Teil IV (Ausbildung, Aufklärung und Forschung) ergänzt 
die Artikel 13 und 14 des Übereinkommens. 

A b s atz 21, wonach der Arbeitgeber die betrieblichen 
Arbeitnehmervertreter und den einzelnen Arbeitnehmer 
über potentielle Gefahren am Arbeitsplatz zu unterrichten 
hat, wird durch eine Reihe von Vorschriften des Betriebs-
verfassungsgesetzes, insbesondere § 80 Abs. 2, §§ 81, 
82, 89 bis 91 Betriebsverfassungsgesetz und der Perso-
nalvertretungsgesetze wie z. B. § 68 Abs. 2, §§ 81, 75 
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Abs. 3 Nr. 16 und § 76 Abs. 2 Nr. 7 Bundespersonalvertre-
tungsgesetz sowie den diesen entsprechenden Vorschrif-
ten der Landespersonalvertretungsgesetze, weitgehend 
entsprochen. 
Die Zielsetzung von Absatz 22, die Forschung in Zusam-
menarbeit mit den Verbänden zu fördern und die For-
schungsergebnisse allen Beteiligten mitzuteilen, wird 
sowohl bei der Durchführung des Forschungs- und Ent-
wicklungsprogramms der Bundesregierung „Arbeit und 
Technik" als auch auf betrieblicher Ebene gegenüber den 
Betriebs- und Personalräten erfüllt. Eine darüber hinaus-
gehende Verpflichtung für die Verbände der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer zum Tätigwerden kann nicht durch 
gesetzgeberische Maßnahmen festgelegt werden. 

Absatz 23 richtet sich mit dem Vorschlag, Aufklärungs- 
und Ausbildungsprogramme durchzuführen, an die Ver-
bände. 
Die in Absatz 24 angestrebte bezahlte Freistellung von 
betrieblichen Arbeitnehmervertretern zu dem Zweck, die-
sen bei der Verhütung und Bekämpfung von Berufsgefah-
ren sowie bei entsprechenden Schutzmaßnahmen eine 
aktive Mitwirkung zu ermöglichen, ist im Geltungsbereich 
des Betriebsverfassungsgesetzes gem. §§ 37, 38 Be-
triebsverfassungsgesetz und im Bereich des Personal

-

vertretungsrechts gem. § 46 Bundespersonalvertretungs-
gesetz sowie in den entsprechenden Vorschriften der Per-
sonalvertretungsgesetze der Länder gewährleistet. Die 
Betriebsräte haben gem. § 80 Abs. 3 Betriebsverfassungs-
gesetz auch das Recht, nach näherer Vereinbarung mit 
dem Arbeitgeber Sachverständige in Anspruch zu neh-
men. 

Dem Absatz 25 entsprechende Informationen über Ver-
suchsergebnisse und über die sachgemäße Verwendung 
potentiell gefährlicher Stoffe sind bei der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz, der Deutschen Forschungsgemeinschaft, 
dem Ausschuß für Gefahrstoffe, dem Bundesgesundheits-
amt und dem Umweltbundesamt verfügbar. 

Teil V (Durchführungsmaßnahmen) hat eine möglichst 
rasche Verwirklichung der Bestimmungen der Empfehlung 
und die Einrichtung geeigneter Aufsichtsdienste zum Ziel 
(Absatz 26). Weitere Anregungen betre ffen die Be-
teiligung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, 
ggf. auch der Verbände der Hersteller, Lieferanten 
und Importeure (Absatz 27), die sofortige Anwendung 
anerkannter Normen auf neu hergestellte Maschinen 
sowie die Festlegung angemessener Fristen für ent-
sprechende Änderungen bereits vorhandener Maschinen 
(Absatz 28). 






